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1. Einleitung 

1.1 Politische Vorgaben und gesetzliche Grundlagen 

 International und national 1.1.1

Das Ziel der Gleichstellung von Frauen und Männern ist ein gesamtgesellschaftliches Anlie-
gen. In einer Vielzahl von Erklärungen, Gesetzen, Vorschriften und Koalitionsverträgen auf 
nationaler wie internationaler Ebene sind Regelungen zur Gleichberechtigung von Mann und 
Frau festgelegt. Eine Auflistung der Quellen finden Sie im Intranet.1 

 Freie und Hansestadt Hamburg 1.1.2

Zum 01.01.2015 wurde das „Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Männern im ham-
burgischen öffentlichen Dienst (Gleichstellungsgesetz)“ vom 01.04.1992 umfassend novel-
liert und den aktuellen Handlungserfordernissen angepasst. Es gilt für die Beschäftigten der 
Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) und der landesunmittelbaren juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts. Das Gesetz nimmt nun beide Geschlechter in den Fokus, um Chan-
cengerechtigkeit herzustellen. Im Gesetz finden sich folgende Schwerpunkte: 

 Dienststellen müssen Gleichstellungsbeauftragte und Stellvertretungen benennen, die 
im erforderlichen Umfang für ihre Aufgabenwahrnehmung freizustellen sind 

 Personalauswahlkommissionen sollen paritätisch besetzt sein 

 alle Stellen (inklusive Führungspositionen) sind grundsätzlich für eine Teilzeittätigkeit 
geeignet und auch so auszuschreiben 

 die Unterrepräsentanz eines Geschlechts in einem Bereich ist mittels Bevorzugung des 
entsprechenden Geschlechts bei gleicher Eignung zu beseitigen 

 Definition von Mindestanforderungen an Gleichstellungspläne 

Formal ist die rechtliche Gleichstellung der Frauen in der Bundesrepublik und in Hamburg 
nahezu erreicht. Die tatsächliche Chancengleichheit von Frauen und Männern in allen Lebens-
bereichen und –abschnitten, insbesondere im Berufsleben besteht noch nicht und erfordert 
weiterhin konkrete Maßnahmen zur Angleichung der Lebens- und Arbeitsbedingungen. 

1.2 Rahmenbedingungen: Gleichstellungsförderung in der BSB  

Gleichstellungsförderung ist als integraler Bestandteil in die Personalentwicklung implemen-
tiert und mit 1,5 Stellen besetzt.  

Berufliche Gleichstellungsförderung als Aufgabe der Personalentwicklung in der BSB 

Strukturelle Einordnung: 
 weisungsgebunden 
 angesiedelt im Amt für Verwaltung in der Personalabteilung im Referat für Personalcon-

trolling und Personalentwicklung (V 41) 
Aufgaben: 

 Unterstützungs-, Veranstaltungs- und Beratungsangebot 
 Erstellung des Gleichstellungsplans 
 Initiierung handlungsorientierter Konzepte auf der Grundlage des HmbGleiG 

 

                                                 

 
1
 Pfad im Intranet: A-Z   G   Gleichstellung, nationale und internationale Gesetzesgrundlagen 
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Zuständig für das pädagogische Personal 
an Schulen 

Zuständig für das Verwaltungs- und 
technische Personal 

(inkl. Verwaltungsangestellte im Schulbüro) 
 

Bettina Pinske (V 413-1) 
Tel:040/ 428 63-65 60 

Mail: bettina.pinske@bsb.hamburg.de 

 

Morena Pleß (V 413-2) 
Tel: 040/ 42863-2227 

Mail: morena.pless@bsb.hamburg.de 

 
Entsprechend der gesetzlichen Vorgaben sind in zwei getrennten Interessenbekundungsver-
fahren neue Gleichstellungsbeauftragte mit Stellvertretungen in der BSB bestellt und im 
Umfang von zwei Stellen für diese Aufgabe freigestellt worden. Für das pädagogische Perso-
nal ist erstmalig zum 01.04.2015 Gleichstellungsbeauftragte bestellt worden.  

Die folgende Tabelle listet alle Namen und Kontaktdaten auf: 

Gleichstellungsbeauftragte der BSB gem. § 18 HmbGleiG 

Strukturelle Einordnung:  
 weisungsungebunden, der Behördenleitung direkt unterstellt 
 keine Interessensvertretung 
 über ein Interessenbekundungsverfahren für vier Jahre von der Behördenleitung bestellt 

Rechte und Aufgaben: 
 Beratungen von Beschäftigten zur beruflichen Gleichstellung 
 Recht, an Personalauswahlverfahren teilzunehmen, Stellungnahmen abzugeben und zu 

übergreifenden personellen, organisatorischen oder sozialen Maßnahmen Position zu be-
ziehen 

Gleichstellungsbeauftragte für das Ver-
waltungs- und technische Personal (GB-V) 

(inkl. Verwaltungsangestellte im Schulbüro) 
Stellvertretung 

 

Dr. Inge Voltmann-Hummes 
Tel: 040/428 63-3159 

Mail: gleichstellungsbeauftragte-
verwaltung@bsb.hamburg.de 

 

 

Pia Wolters 
Tel: 040/428 63-3708 

Mail: gleichstellungsbeauftragte-
verwaltung@bsb.hamburg.de 

 

Gleichstellungsbeauftragte für das päda-
gogische Personal an Schule (GB-S) 

Stellvertretung 

 

Helga Fasshauer 
Tel: 040/428 63-4050 

Mail: gleichstellungsbeauftragtepaedperso-
nal@bsb.hamburg.de 

 

 

Uta Mayer 
Tel: 040/428 63-4077 

Mail: gleichstellungsbeauftragtepaedperson-
al@bsb.hamburg.de 

2016 ist die FrauenAG auf Initiative der GB-V von einem Gleichstellungsausschuss abgelöst 
worden. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der BSB tauschen sich hier über gleichstellungspoli-
tische Belange und Erfordernisse aus. 

Mitarbeit im Arbeitskreis der FHH 

Regelmäßig lädt das Personalamt zu Treffen aller, in der Linie für berufliche Gleichstellungs-
förderung zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ämter und Behörden zum AK 
Gleichstellung ein. Dort werden gemeinsam hamburgweite politische Ziele und Maßnahmen 
diskutiert sowie Pilotprojekte aufgelegt. 

Alle hier aufgeführten Stellen und Institutionen sind eng vernetzt. Nur so ist es möglich, Maß-
nahmen zur Gleichstellungsförderung in der BSB ein- und weiterzuführen, auf Missstände 
einzuwirken und das Thema auf allen Ebenen zu bewegen. 

tel:040/
mailto:bettina.pinske@bsb.hamburg.de
mailto:morena.pless@bsb.hamburg.de
mailto:gleichstellungsbeauftragte-verwaltung@bsb.hamburg.de
mailto:gleichstellungsbeauftragte-verwaltung@bsb.hamburg.de
mailto:gleichstellungsbeauftragte-verwaltung@bsb.hamburg.de
mailto:gleichstellungsbeauftragte-verwaltung@bsb.hamburg.de
mailto:gleichstellungsbeauftragtepaedpersonal@bsb.hamburg.de
mailto:gleichstellungsbeauftragtepaedpersonal@bsb.hamburg.de
mailto:gleichstellungsbeauftragtepaedpersonal@bsb.hamburg.de
mailto:gleichstellungsbeauftragtepaedpersonal@bsb.hamburg.de
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1.3 Vorgehen und Ziele 
Ziel der beruflichen Gleichstellungsförderung ist es, die tatsächliche Gleichstellung von Frau-
en und Männern im Berufsleben zur erreichen. Zielgruppe des vergangenen und des hier vor-
liegenden Gleichstellungsplanes ist das nichtpädagogische Personal der Ämter und Dienst-
stellen (außer Schulen). Der vorliegende Plan richtet sich an die Beschäftigten 

 des Amtes für Verwaltung (Amt V), 

 des Amtes für Bildung (Amt B), 

 der Dienststellen der Jugendmusikschule (JMS),  

 der ReBBZ-Beratung,  

 des Landesinstituts für Lehrerbildung und Schulentwicklung (LI) und  

 des Hamburgischen Instituts für berufliche Bildung (HIBB). 

Die Bestandsaufnahme und Fortschreibung für das Verwaltungspersonal an den Schulen 
findet im parallel erarbeiteten „Gleichstellungsplan Schulen“ statt. 2 

 Beteiligung und Bedarfsermittlung 1.3.1

Die Grundlage der entwickelten Maßnahmen bilden statistische Auswertungen aus dem Refe-
rat „Personalcontrolling und Personalentwicklung“ (V 41), die Personalberichte 2007 bis 
2016 sowie Rückmeldungen und Vorschläge für Maßnahmen von der Gleichstellungsbeauf-
tragten (GB-V), den Führungskräften und den Personalräten BSB; HIBB und LI. Während der 
Beschäftigtenversammlung zur Vorstellung der Gleichstellungsbeauftragten im März 2015 
erfolgte unter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern eine Bedarfsabfrage.  

Der Personalrat der BSB und die Gleichstellungsbeauftragte haben von Beginn an die Formu-
lierung von Handlungsfeldern und Zielen aktiv begleitet.  

 Einbindung in das Personalmanagement der FHH 1.3.2

Die Umsetzung des Gleichstellungsplans muss durch Führungskräfte und alle Instanzen mit 
Personalverantwortung erfolgen. Der bisherige Gleichstellungsplan sowie das Gleichstel-
lungsgesetz legen die folgenden drei Schwerpunktbereiche der Gleichstellungsförderung fest: 

 Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von privater Lebensgestaltung und Beruf 

 Maßnahmen zum Abbau struktureller Diskriminierung 

 Maßnahmen zur Förderung der Akzeptanz der beruflichen Gleichstellungsförderung 

Die Maßnahmen des Gleichstellungsplanes orientieren sich an vom Personalamt entwickelten 
Handlungsfeldern der Personalentwicklung. Diese thematische Festlegung ist mit den Behör-
den und den Bezirksämtern im Arbeitskreis Gleichstellung abgestimmt worden. Die Betrach-
tung konzentriert sich auf die folgenden vier Handlungsfelder: 

 Personalgewinnung und -ausbildung 

 Berufliche Entwicklung und Fortbildung 

 Arbeitsformen und Arbeitszeiten 

 Oberziele und allgemeine Maßnahmen 

                                                 

 
2
 Die Verwaltungsangestellten im Schulbüro fallen in den Verantwortungsbereich der Gleichstellung Verwaltung. 

Die Maßnahmen für die Zielgruppe finden sich im Gleichstellungsplan Schulen, um sicherzustellen, dass Schullei-
tungen auch diese Beschäftigtengruppe in den Fokus nehmen. 
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Diese Schwerpunktsetzung soll gewährleisten, dass die formulierten Ziele in den nächsten 
vier Jahren mit Intensität verfolgt werden können.  

Am Ende dieses Gleichstellungsplans werden in einer tabellarischen Darstellung die Aufgaben 
zu den Handlungsfeldern unter den Gesichtspunkten Anlass, Ziel, Teilschritte/ 
Maßnahmen, Beteiligte, Zeitrahmen und Evaluation zusammengefasst. 

 

2. Statistischer Teil mit auf die einzelnen Teilabschnitte der 
Personalstrukturanalyse bezogenen Ziele und Maßnah-
men 

In diesem Abschnitt des Gleichstellungsplans wird auf der Grundlage einer statistischen Be-
standsaufnahme einerseits Bilanz gezogen und andererseits die Entwicklung neuer Maßnah-
men erläutert und begründet. 

2.1 Personalstrukturanalyse, Ziele, Zielvorgaben und Maßnahmen 
Im Anschluss an die grundlegende Darstellung der Beschäftigtenzahlen der BSB werden 
die einzelnen Handlungsfelder betrachtet.  
Der Gleichstellungsplan prüft einzeln die aktuellen Handlungsfelder, wofür jeweils stati-
sche Auswertungen sowie eine Problemanalyse erfolgen.  
Im Anschluss werden die in diesen Handlungsfeldern von 2007-2016 durchgeführten 
Maßnahmen evaluiert. Im letzten Schritt werden künftige Ziele gekoppelt mit den dafür 
erforderlichen Maßnahmen erläutert.  

2.2 Statistische Bestandsaufnahme 

Dieser Gleichstellungsplan analysiert die Personalstruktur der unter 1.3 aufgelisteten Ämter 
und Dienststellen der BSB mit insgesamt 1.731 Beschäftigten, von denen 65,3 % weiblich 
sind. 

Aktive Beschäftigte der Ämter und Dienststellen nach Status und Geschlecht: 

 Amt V Amt B 
HIBB-

Zentrale 
LI JMS 

ReBBZ-
(Beratung) 

Beamt/innen 200 145 47 158 10 187 

Angestellte 223 130 85 84 303 159 

Gesamt 423 275 132 242 313 346 

Frauenanteil 
264  

(62,4 %) 

171 

(62,2 %) 

89 

(67,4 %) 

159 

(65,7 %) 

197 

(62,9 %) 

267 

(77,2 %) 

Quelle: Personalberichtswesen V 411 Stand: 31.12.2015 

 
Die Gesamtbetrachtung zeigt, dass in allen Ämtern und Dienststellen der Frauenanteil über-
wiegt. Beim differenzierten Blick auf die Besoldungsgruppen bzw. der Besetzung der Füh-
rungspositionen (vgl. Abschnitt 2.2.3) wird deutlich, dass mit der Höhe des Verdienstes der 
Frauenanteil sinkt. Die detaillierte Analyse der Besoldungsstruktur der einzelnen Organisati-
onseinheiten bestätigt die o. g. Gesamtzahlen und zeigt folgende Auffälligkeiten: 
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Amt V: 

 Differenzen als Unterrepräsentanz zeigen sich nur in den Besoldungs-/Entgeltgruppen 
A 8 – A 9 bzw. E 8 – E 9, wo 81 % (132 von 161 Beschäftigten) weiblich sind und im 
Bereich A 12 einem Anteil von 36 % Frauen (8 von 22 Positionen sind mit Frauen be-
setzt). 

 Die fünf A 16-Positionen im Amt V sind zu 80 % mit Männern besetzt, in allen übrigen 
Bezahlgruppen ist nahezu Parität erreicht.  

Amt B: 

 Im Bereich E8 – E 10 sind Männer deutlich unterrepräsentiert (weniger als 20 % sind 
männlich), im Übrigen ist fast überall Parität erreicht bzw. fast erreicht (nur bei der 
Besoldung A 14 sind knapp über 70 % weiblich bzw. 18 von 25 Beschäftigten). 

HIBB–Zentrale 

 In allen Einkommensgruppen sind überwiegend Frauen vertreten bis auf die Besol-
dungsgruppe A 16 (Frauenanteil hier 38,1 %). Die Geschäftsführung und Bereichslei-
tungen sind männlich. 

LI  

 In allen Bezahlgruppen sind Frauen deutlich überrepräsentiert – der Direktor ist aller-
dings männlich. 

JMS 

 Es werden 282 von insgesamt 313 Beschäftigten nach EG 9 bzw. EG 10 bezahlt. Die 
JMS beschäftigt fast ausschließlich Arbeitnehmer/innen, Frauen sind in allen Entgelt-
gruppen deutlich häufiger als Männer vertreten. Der Direktor ist männlich. 

ReBBZ (Beratung) 

 Von 27 Leitungspositionen in den Regionen sind 14 mit Frauen besetzt (52 %), aller-
dings ist auch hier ein Ungleichgewicht feststellbar, da im gesamten Personalkörper 
der Anteil an Frauen 77,2 % beträgt. 

 Alle Verwaltungskräfte in den Sekretariaten (E 6) sind weiblich. 

 Im Bereich A 13/E 13 sind fast 80 % der Beschäftigten weiblich, hier handelt es sich 
überwiegend um die Berufsgruppe der Psychologen bzw. Beratungslehrkräfte 

 
Unter Berücksichtigung des Ziels des Hamburgischen Gleichstellungsgesetzes bezogen auf 
den Abbau von Unterrepräsentanzen innerhalb der festgelegten Bereiche ist insgesamt fest-
zustellen dass in den niedrigeren Bezahlgruppen Männer unterrepräsentiert sind, in den Top-
Positionen jedoch die Frauen. 

Folgende Ziele werden mit diesem Gleichstellungsplan verfolgt: 

 Männer als Beschäftigte für alle Bezahlgruppen zu gewinnen, 

 Top-Positionen mit Frauen zu besetzen (40 % als Mindestmaß), 

 die Attraktivität der BSB als Arbeitgeberin bei Bewerberinnen und Bewerbern auf-
grund transparenter und fairer Aufstiegschancen sowie mit guten Maßnahmen zur 
Vereinbarkeit von privater Lebensgestaltung und Beruf zu verdeutlichen, um viele gu-
te Bewerbungen für Stellenausschreibungen zu bekommen, 

 die Genderkompetenz der Beschäftigten und Führungskräfte in ihrem beruflichen 
Handeln zu erhöhen. 
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Übersicht der Handlungsfelder in den Gleichstellungsplänen 2007 
und 2017 mit den jeweils zugeordneten Maßnahmen 
Die folgende Übersicht zeigt, in welchen Handlungsfeldern, rückwirkend welche Maßnahmen 
geplant waren und welche Maßnahmen im neuen Gleichstellungsplan als Schwerpunkte ge-
plant sind. 

Maßnahmen des  
Gleichstellungsplans 2007 

Handlungsfeld Maßnahmen des  
Gleichstellungsplans 2017 

 

Verbesserungen in 
der Ausschreibungspraxis 

Personalgewinnung 
und -ausbildung 

Verbesserungen in 
der Ausschreibungspraxis 

  

 Geschlechtersensible Ausgestal-
tung von Personalauswahlverfah-

ren 
 

Erhöhung des Frauenanteils in  
Führungsfunktionen 

Berufliche Entwick-
lung und Fortbildung 

Erhöhung des Frauenanteils in  
Führungsfunktionen 

  

Aufbau und Begleitung eines  
Netzwerkes für Stellvertreterinnen 

und Stellvertreter 

Förderung des  
Führungsnachwuchses 

  

Aufbau einer systematischen, ziel-
gerichteten und transparenten Füh-

rungsnachwuchsförderung 

Reaktivierung des Mitarbeiter/in-
Vorgesetzten-Gesprächs (MAVG) 

 

Erweiterung der Möglichkeiten zum 
Führen im Team/Tandem 

Arbeitsformen und 
Arbeitszeiten 

Sensibilisierung für Konsequenzen 
der Teilzeitbeschäftigung 

  

 Bindung und Kontakt zur BSB 
während Beurlaubungsphase erhal-

ten 
 

 

Übergeordnete Ziele 
und Maßnahmen 

Umsetzung des Hamburger Gleich-
stellunggesetzes (HmbGleiG) 

  

 Förderung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf 

  

 Weiterentwicklung von genderspe-
zifischen Kennzahlen 

  



 

Behörde für Schule und Berufsbildung 
Gle ichste l lungsplan 2017 -  2020 

 

9 
 

2.3 Handlungsfeld: Personalgewinnung und -ausbildung 

 

 

Im folgenden Handlungsfeld werden folgende Aufgabenfelder 
dargestellt: 

 Verbesserungen in der Ausschreibungspraxis  

 Geschlechtersensible Ausgestaltung von Personalauswahl-
verfahren unter Beachtung der paritätischen Besetzung  

Statistische Ausgangslage und Problemanalyse 

Verbesserungen in der Ausschreibungspraxis  

Es steht in den kommenden Jahren eine Pensionierungswelle an. Im Zeitraum 2017 – 2020 
werden bei einem unterstellten Ausscheidensalter von 65 Jahren 16 % der Führungskräfte3 in 
den Ämtern und Dienststellen ausscheiden. Insgesamt werden voraussichtlich 16 % der ge-
samten Belegschaft4 aus Altersgründen bis 2020 den aktiven Dienst beenden. 

Ein besonderes Augenmerk ist auf folgende Bezahlgruppen zu legen, da es erklärtes Regie-
rungsziel ist, den Anteil von Frauen in Spitzenpositionen der Verwaltung zu erhöhen: 

Es werden im Zeitraum 2017 – 2020 mit einer Besoldungs-/Entgeltgruppe von A 15/E 15 – 
B 6 insgesamt 29 von 146 Personen (19,9 %) den aktiven Dienst beenden. Dabei handelt es 
sich überwiegend um Positionen der Schulaufsichten und Leitungskräfte großer Organisati-
onseinheiten, deren Auswahlverfahren vom Personalamt begleitet wird. Ein Personalwechsel 
in der Größenordnung bietet die Chance, mehr Frauen in Spitzenpositionen zu bringen bzw. 
die in Teilen noch vorhandenen Unterrepräsentanzen zu beseitigen. 

Die FHH hat sich im Rahmen des Gender-Budgetings zum Ziel gesetzt, den Anteil von Frauen 
in den B-Besoldungen hamburgweit von 21 % auf 22 % zu erhöhen5. Die BSB hat durch das 
Ausscheiden von 4 Stelleninhabern und einer Stelleninhaberin in der B-Besoldung im Zeit-
raum 2017 – 2020, die Möglichkeit, hier einen Beitrag zu leisten. (Siehe hierzu auch S. 37) 

Schlussfolgerung: 

 Es ist wichtig sowohl bei den Ausschreibungstexten als auch in den Auswahlgesprächen 
Gender-Aspekte zu berücksichtigen, damit Frauen und Männer von Ausschreibungen an-
gesprochen und ihre Kompetenzen und Fähigkeiten bei der Auswahlentscheidung in vol-
lem Umfang erkannt werden. 

 

Evaluation zur Personalgewinnung und -auswahl  
Die Gestaltung der hamburgweiten Stellenausschreibungen regelt das Personalamt weitest-
gehend einheitlich. In der „Verfügung zur Gestaltung und Durchführung von Personalaus-
wahlverfahren der BSB“ vom 12.07.2010 sind diese Regelungen aktualisiert und auf die Be-
dürfnisse der BSB angepasst worden.6  

Im Geltungszeitraum des alten Gleichstellungsplans sind vielfältige Analysen zu Stellenaus-
schreibung und Personalauswahl durchgeführt worden. 

                                                 

 
3 38 Führungskräfte von insgesamt 246 (Stand: 31.12.2015) 
4 263 Personen von insgesamt 1680 (Stand: 31.12.2015) 
5 Es handelt sich in der gesamten FHH um ca. 120 Stellen. 
6 Mit der Bekanntmachung der „Verfügung zur Gestaltung und Durchführung von Personalauswahlverfahren“ bie-
tet das Referat V 41 allen Führungskräften Beratung und Unterstützung beim Entwurf von Stellenausschreibungs-
texten an.  
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a) Analyse der Ausschreibungstexte  
Im Zeitraum 2009 bis 2012 (vor Neueinführung des neuen HmbGleiG) hat die Personalent-
wicklung Stellenausschreibungen der BSB mit folgenden Ergebnissen analysiert: 
 Nur ein sehr geringer Teil von Vollzeitstellen wurde auch als teilzeitgeeignet deklariert.  

Da gleichzeitig 51 % aller Frauen in Teilzeit tätig sind (Anteil männlicher Beschäftigter in 
Teilzeit nur 28 %, Stand 31.12.2015), standen somit insbesondere teilzeitbeschäftigten 
Frauen hinsichtlich einer beruflichen Neuorientierung deutlich weniger Stellen offen. 

 Qualitätsunterschiede gibt es nach wie vor bei den Beschreibungen der Aufgaben und der 
Erwartungen an die künftige Stelleninhaberin bzw. den künftigen Stelleninhaber. Die An-
forderungen werden nicht durchgängig ausreichend präzise definiert. Kurze und/oder nur 
ungenaue Beschreibungen einer Stelle sind nicht zulässig. 

 Häufig war die Erwartungen an die sozialen Kompetenzen sowie das soziale Verhalten 
und Engagement der Bewerberinnen und Bewerber nicht aufgeführt.  
Weibliche Beschäftigte fühlen sich von Ausschreibungen angesprochen, deren Aufgaben-
beschreibungen Teamorientierung, Zuverlässigkeit sowie ein hohes Maß an Kommunika-
tionsfähigkeit auflisten. Studien zeigen, dass insbesondere weibliche Beschäftigte sich 
von Ausschreibungen angesprochen fühlen, die ein genaues Bild über die Erwartungen, 
die an sie gestellt werden, erkennen lassen.7 

b) Qualitätssicherung vor der Veröffentlichung alle Ausschreibungstexte  
Bis 2012 hat V 413-2 alle Ausschreibungstexte geprüft8. Folgendes konnte mit Blick auf alle 
vorgelegten Entwürfe festgestellt werden: 

 Ein Viertel enthielt nicht durchgängig die weibliche und männliche Form. 

 Bei ca. einem Fünftel wurde angeregt, die ausschreibende Organisation umfassender 
zu beschreiben (Anzahl Teammitglieder, Aufgaben, Bedeutung des Bereiches). 

 Ebenso ist bei einem Fünftel nachträglich der Hinweis auf die Fortbildungen während 
und nach der Einarbeitungsphase auf Veranlassung eingefügt worden. 

 Die direkte Aufforderung an Frauen sich zu bewerben („Frauenermutigungsklausel“ – 
gemäß § 10 Abs. 1 Gleichstellungsgesetz [alte Fassung]) war regelhaft enthalten. 

 Bei fast Dreiviertel wurden Vorschläge für Formulierungen oder Bemerkungen ange-
fügt (bspw. Substantivierungen durch Verben aufgelöst, Abkürzungen ausgeschrie-
ben, Schachtelsätze umgestellt, unklare Anforderungen hinterfragt, …). 

c) Auswertung der Rückmeldebögen zum Personalauswahlverfahren  
Im Zeitraum 2008 – 2012 hat die Analyse der Rückmeldebögen folgendes ergeben: 

 bei 83 % der Auswahlgespräche sind Männer und Frauen beteiligt gewesen, 

 97 % der Gespräche wurden in Form eines strukturierten Interviews geführt, 

 Kompetenzen, die im Rahmen der Familienarbeit oder einer ehrenamtlichen Tätigkeit 
erworben wurden, fanden nur in 48 % der Fälle Berücksichtigung im Gespräch, 

 87 % aller Bewerberinnen und Bewerber erhielten eine Rückmeldung zum Gespräch. 
 
d) Analyse der Bewerbungseingänge im Zusammenhang mit der Besetzungsentscheidung 
im Amt für Bildung und dem LI für den Zeitraum 2014 – 2015 

 

                                                 

 
7 „Personalführung“ Ausgaben 04/2015 und 04/2016 
8  Die folgenden Ausführungen basieren auf 202 Ausschreibungen: Im Jahr 2009 wurden 
63 Stellenausschreibungen vor der Veröffentlichung V 412-1 vorgelegt, im Jahr 2010 waren es 72, 2011 32 
und 2012 35.  
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Anzahl 
Aus-

schrei-
bungen 

Unterrepräsen-
tanz Frauen war 
gegeben bei … % 
der Ausschrei-

bungen 

Wer-
tigkeit 

Bewerbun-
gen  

gesamt 

Bewerbungen 
Frauen 

besetzt 
mit Frauen 

besetzt 
mit  

Männern 

31 3 A 13 432 340 
(78,7 %) 

22 
(71 %) 

9 

13 0 A 14 78 42 
(54 %) 

6  
(46 %) 

7 

15 0 A 15 74 34 
(45,9 %) 

14 
(93 %) 

1 

2 50 A 16 7 4 
(57 %) 

1 
(50 %) 

1 

1 100 B 6 12 6 
(50 %) 

0 
(0 %) 

1 

Quelle: eigene Auswertung der Bewerbungs- und Besetzungsstatistik BSB 2015 

Diese Tabelle zeigt, dass aktuell die Anzahl der Bewerbungen eines Geschlechts nicht ab-
schließend darüber entscheidet, mit welchem Geschlecht die Stelle besetzt wird (siehe Ver-
gleich der Wertigkeit A 13 mit A 15 mit ihren konträren Ergebnissen). 

Schlussfolgerungen: 

 Dennoch ist zu vermuten, dass zielgruppengenau formulierte Stellenausschreibungen die 
Chance erhöhen, dass sich eine ausreichende Menge von passenden Bewerberinnen und 
Bewerbern interessiert zeigt. Die Qualifikation der Bewerberinnen und Bewerber im Sinne 
der Bestenauswahl entscheidet.  

 Gut formulierte und informative Stellenausschreibungen können insbesondere Frauen zu 
Bewerbungen motivieren. Die Stellenausschreibungen für die Besoldungsgruppen ab A 15 
bearbeitet federführend das Personalamt. Im Rahmen der Mitarbeit am AK Gleichstellung 
sollen über diesen Ideen und Anregungen zu Formulierungen eingebracht werden. 

 Das zum 01.01.2016 novellierte Hamburgische Gleichstellungsgesetz regelt konkre-
te Anforderungen an Stellenausschreibungen:  

 Nach § 7 Abs. 2 sind nun grundsätzlich alle Stellen als teilzeitgeeignet auszu-
schreiben, wenn keine zwingenden dienstlichen Belange entgegenstehen. Dies um-
fasst auch Führungspositionen.  

 Laut § 13 HmbGleiG sind sogar alle Arbeitsplätze grundsätzlich für die Wahrneh-
mung in Teilzeit geeignet. 

 Personalauswahlgremien sind laut § 8 HmbGleiG paritätisch zu besetzen. 

 Im Zusammenhang mit Personalauswahlverfahren ist § 15 des Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetztes zu beachten. Benachteiligungen aus Gründen der ethnischen Her-
kunft, des Geschlechts, der Religion oder der Weltanschauung, des Alters oder der se-
xuellen Identität durch Arbeitgeber können zu Schadensersatzverpflichtungen führen. 

 

Rückblick auf umgesetzte Maßnahmen im Handlungsfeld bis 2016 

Seit Verabschiedung des letzten Gleichstellungsplans hat die BSB die folgenden Maßnahmen 
zur Personalgewinnung  initiiert bzw. unterstützt: 
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Evaluation der Ausschreibungspraxis 

2009 bis 

2015 

Analysen zur Ausschreibungspraxis und Besetzung von Stellen 
Wie bereits im ersten Abschnitte ausführlich beschrieben, konnte gleichzeitig direkt 
Einfluss auf die Qualität von Stellenausschreibungen in der BSB genommen werden. 

Verbesserung der Ausschreibungspraxis  

laufend Gestaltungshinweise 

Das Referat V 41 hat Gestaltungshinweise für Stellenausschreibungen aktualisiert und 
online9 veröffentlicht. Führungskräfte erhalten Formulierungsvorschläge für den Ent-
wurf eines Ausschreibungstextes. 

2016 Checklisten für Führungskräfte 
In Zusammenarbeit mit dem Personalamt ist eine „Checkliste zur Gestaltung von Füh-
rungspositionen in Teilzeit“ erarbeitet worden. Diese Handreichung soll Führungskräf-
te bei der Schaffung von Teilzeitmöglichkeiten unterstützen. Ebenso ist es wichtig, 
dass eine Führungskultur besteht, in der sich eine Teilzeittätigkeit nicht nachteilig 
auswirkt - sowohl für Führungskräfte als auch Beschäftigte. 

Personalauswahl 

2016 Parität in Auswahlgremien 
Das Ziel der paritätischen Besetzung von Auswahlgremien kann aus personellen oder 
organisatorischen Gründen nicht immer erreicht werden. In diesen Fällen ist es wichtig, 
die Gründe für das Nicht-Zustandekommen in den die Personalauswahl begründenden 
Unterlagen gerichtsfest zu dokumentieren. Das Sachgebiet Personalentwicklung hat 
dafür bereits Hinweise für Auswahlgremien erarbeitet und im Intranet veröffentlicht.10 

 
 

 

Zielsetzungen bis 2020 

 Umsetzung der Anforderungen, die das neue Gleichstellungs-
gesetz an die Personalauswahl und –gewinnung stellt. 

 Frauen bei Bewerbungen auf Spitzenämter zu motivieren 
 Attraktive Präsentation der BSB um Frauen und Männer zur 

Bewerbung auf Stellen zu motivieren und Unterrepräsentanzen 
auszugleichen 

 

Geplante Maßnahmen bis 2020 

Die umfassende Beschreibung der Maßnahmen findet sich in einer Übersicht am Ende die-
ser Broschüre auf Seite 39. Hier erfolgt eine kurze themenbezogenen Darstellung: 

Verbesserung der Ausschreibungspraxis 

Exkurs: Die Bedeutung des Anforderungsprofils hat im Evaluationszeitraum aufgrund 
eines Urteils des Bundesverwaltungsgerichts11 einen Bedeutungswechsel erfahren. 
Vor 2013 war es gängige Praxis Anforderungen in Stellenausschreibungen detailliert 
und ausführlich zu beschreiben. Auf der Grundlage des Anforderungsprofils ist dann 

                                                 

 
9 Pfad im Intranet: A-Z   G   Gendergerechte Stellenausschreibung Ämter und Dienststellen 
10 Pfad im Intranet: A-Z   P   Paritätische Auswahlkommission  
11

 BVerwG Az. 2VR 1/13 
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die Eignung, Befähigung und Geeignetheit der Bewerberinnen und Bewerber im Aus-
wahlverfahren überprüft worden.  

Nach 2013 hat die Beurteilung durch das Gerichtsurteil in Auswahlverfahren stark an 
Gewicht gewonnen. Das Anforderungsprofil ist allgemeiner zu formulieren, da unter-
stellt wird, dass alle Beamtinnen und Beamten grundsätzlich in der Lage sind, sich in 
ein neues Aufgabenfeld innerhalb eines halben Jahres einzuarbeiten. Kompetenzen 
und Arbeitsergebnisse, die in Beurteilungen dokumentiert sind, müssen im Auswahl-
prozess stärker berücksichtigt werden, da sie Arbeitsleitungen über einen längerfris-
tigen Zeitraum dokumentieren.  

Gut formulierte und aussagekräftige Beurteilungen sind somit zu einem maßgeblichen 
Baustein bei der individuellen Karriereentwicklung geworden. 

 

Maßnahmen 

 Ausschreibung von Stellen in Teilzeit weiter fördern 
Führungskräfte sind aufgefordert, bspw. durch organisatorische Anpassungen eine Teil-
zeittätigkeit zu ermöglichen, wenn die Auswahlentscheidung auf eine Bewerberin oder ei-
nen Bewerber fällt, die oder der sich in Teilzeit beworben hat. Bei der Prüfung, ob dienst-
liche Belange betroffen sind, sind hohe Maßstäbe anzulegen. 
Zweifelsfrei sind die nachteiligen Auswirkungen einer (längerfristigen) Teilzeittätigkeit auf 
Renten- und Pensionsansprüche hierbei abzuwägen, siehe dazu Punkt 2.5.2. 

 In Stellenausschreibungen der BSB sollen weiterhin attraktive Arbeitsbedingungen bezüg-
lich der Vereinbarkeit von beruflichen und privaten Belangen hervorgehoben werden.  
Die BSB kann sich so als attraktive Arbeitgeberin präsentieren und damit einen Wettbe-
werbsvorteil bei der Rekrutierung neuer Fachkräfte und der Bindung des bestehenden 
Fachpersonals schaffen. Gleichzeitig hebt sich die BSB so von anderen Arbeitgebern ab.  
Grundsätzlich ist es wichtig, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Eltern insgesamt 
attraktiv zu machen und so auf eine gerechtere Verteilung von Arbeitszeiten und Famili-
enbetreuungszeiten hinzuwirken. 

 
Geschlechtersensible Gestaltung von Personalauswahlverfahren 

Die Anzahl der von V 413-2 vorgeschlagenen Änderungen und Hinweise in Stellenausschrei-
bungen in Hinblick auf gendergerechte Ausschreibungen zeigt, dass eine stetige Unterstüt-
zung hilfreich und so eine gewisse Ausschreibungsqualität sichergestellt ist, bei der sowohl 
Frauen und Männer angesprochen werden. Eine entsprechende Unterstützung soll aus die-
sem Grunde weiter angeboten werden. 

Maßnahmen 
 Die Besetzung von Auswahlgremien zu gleichen Teilen mit Frauen und Männern allein 

schafft noch kein Bewusstsein für eine geschlechtersensible Auswahl. Im Einzelnen be-
deutet dies, vorurteilsfrei ohne Rollenklischees oder Stereotypen zu agieren und beiden 
Geschlechtern gleiche Chancen im Auswahlprozess einzuräumen. 
Standards in Auswahlverfahren sowie Handlungshilfen, Checklisten und Leitfäden (insbe-
sondere Interviewfragen) sollen Auswahlgremien sensibilisieren und unterstützen. Ebenso 
soll der Aspekt in eigenen Fortbildungen für Führungskräfte Berücksichtigung finden und 
auch in Fortbildungen des ZAF, die Personalauswahl betreffen, einfließen. 
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2.4 Handlungsfeld: Berufliche Entwicklung und Fortbildung 

 Im folgenden Handlungsfeld werden folgende Aufgabenfelder dar-
gestellt: 

 Erhöhung des Frauenanteils in Führungspositionen 

 Förderung des Führungsnachwuchs 

 Reaktivierung des Mitarbeiter/in-Vorgesetztengesprächs 

Statistische Ausgangslage und Problemanalyse 

Erhöhung des Frauenanteils in Führungspositionen 

Eine Führungskraft in der Hamburger Verwaltung ist jede Person, die als Erstbeurteilerin oder 
Erstbeurteiler agiert. Die Verteilung der männlichen und weiblichen Führungskräfte in den 
Ämtern und Dienststellen in den Jahren 2005 bis 2015 stellt sich wie folgt dar: 

Anzahl der Führungskräfte nach Geschlecht 
hier: Ämter und Dienststellen 

Jahr männlich weiblich Gesamt 
Differenz 

zum Vorjahr 
Frauenanteil 

Differenz zum 
Vorjahr 

2005 133 74 207 13 35,7 % 3,8 % 

2006 126 97 223 16 43,5 % 7,7 % 

2007 120 97 217 -6 44,7 % 1,2 % 

2008 108 97 205 -12 47,3 % 2,6 % 

2009 113 106 219 14 48,4 % 1,1 % 

2010 112 99 211 -8 46,9 % -1,5 % 

2011 111 104 215 4 48,4 % 1,5 % 

2012 104 101 205 -10 49,3 % 0,9 % 

2013 108 113 221 16 51,1 % 1,9 % 

2014 102 113 215 -6 52,6 % 1,4 % 

2015 108 116 224 9 51,8 % -0,8 % 
Quelle: Personalberichtswesen V 411 Stand: 31.12.2015 

Seit 2005 ist der Anteil von Frauen in Führungspositionen von 35,7  % auf 51,8  % gestiegen. 
Die Anteile haben sich erfreulich angeglichen. Diesen Trend gilt es zu verstetigen.  

 
 Quelle: Personalberichtswesen V 411 Stand: 31.12.2015 

Der detailliertere Blick auf die Verteilung von weiblichen und männlichen Führungskräften in  
Bezahlgruppen lässt den Trend jedoch in einem anderen Licht erscheinen:  
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Führungskräfte der BSB – Beamte/innen 
hier: Bezahlung in den Ämter und Dienststellen 2015 

  

männlich weiblich gesamt 
Anteil 

Frauen in % 

Anteil Frauen  
(mit/ohne Führungsaufga-
be)an allen Beschäftigten 

B 6 2 0 2 0,0 % 0,0 % 

B 4 2 0 2 0,0 % 0,0 % 

B 3 1 0 1 0,0 % 0,0 % 

B 2 2 2 4 50,0 % 50,0 % 

A 16 22 16 38 42,1 % 41,7 %12 

A 15 20 25 45 55,6 % 57,4 % 

A 14 6 19 25 76,0 % 67,8 % 

A 13 h. D. 1 3 4 75,0 % 69,5 % 

A 13 geh. D. 5 7 12 58,3 % 67,7 % 

A 12 11 5 16 31,3 % 41,5 % 

A 11 3 3 6 50,0 % 62,1 % 

A 10 2 4 6 66,7 % 66,7 % 

A 9 geh. D. 0 0 0 0,0 % 66,7 % 

A 9 m. D. 0 1 1 100,0 % 68,0 % 

A 5 – A 8  Keine Führungspositionen vorhanden. 

Summe 77 85 162 52,5 % 64,0 % 

Die Entwicklung zeigt sich auch bei den Tarifbeschäftigten: 

Führungskräfte der BSB – Arbeitnehmer/innen 
hier: Bezahlung in den Ämter und Dienststellen 2015 

  

männlich weiblich gesamt 
Anteil 
Frauen 

Anteil Frauen (mit / ohne 
Führungsaufgabe) an allen 

Beschäftigten  

15 5 6 11 54,5 % 53,3 % 

14 6 6 12 50,0 % 51,1 % 

13 8 5 13 38,5 % 66,4 % 

12 3 0 3 0,0 % 22,2 % 

11 2 7 9 77,8 % 46,2 % 

10 3 3 6 50,0 % 66,7 % 

9 4 2 6 33,3 % 68,9 % 

8 0 1 1 100,0 % 90,3 % 

E 1 – E 7 Keine Führungspositionen vorhanden. 

Summe 31 31 62 50,0 % 67,9 % 

Quelle: Personalberichtswesen V 411 Stand: 31.12.2015 

 

                                                 

 
12

 Bei den in der BSB mit A 16 besoldeten Beschäftigten handelt es sich überwiegend um Schulaufsichten. Diese rekrutieren 

sich in der Regel aus der Gruppe der Schulleitungen. Der Anteil Frauen in Schulen, die mit A 16 besoldet werden beträgt 
34,3 % (44 von 128 Personen, Stand 31.12.2015). 
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Schlussfolgerungen: 

 Der Frauenanteil in Führungspositionen betrug im Jahr 2005 nur 35,7 % und ist innerhalb 
von 10 Jahren auf 51,8 % gestiegen. Von einzelnen Ausnahmen abgesehen entspricht der 
Anteil der Frauen in Führung sogar dem Anteil aller Frauen an den Beschäftigten. Dies ist 
als ein großer Erfolg zu werten.  

 Mit Blick auf die höchsten Besoldungsgruppen der Behörde wäre es konsequent und poli-
tisch gewollt, dass hier auch der Frauenanteil steigt. Die am höchsten bezahlten Aufga-
ben der BSB werden nach wie vor von Männern wahrgenommen. 

 Für die gesamte Behörde ist festzuhalten, dass Frauen in allen Spitzenfunktionen von 
A 16 – B 6 unterrepräsentiert sind.  

Für die einzelnen Ämter und Dienststellen zeigen sich folgende Auffälligkeiten: 

 Amt V: Frauen sind als Führungskräfte in der Besoldungsgruppe A 12 unterrepräsentiert. 

 Amt B: In den höchsten Besoldungsgruppen A 15 bis B 6 haben weibliche Führungskräfte 
fast eine Parität erreicht. 

 HIBB: Auf den Top-Positionen A 16 – B 4 sind Männer deutlich überrepräsentiert, auch 
im Verhältnis zu ihrem Gesamtanteil im Hamburger Institut für Berufliche Bildung.  

 LI: Im Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwicklung besteht im Bereich 
A 15/E 15 sowie in fast allen Bezahlgruppen Parität. Die Top-Position besetzt ein Mann.  

 
Förderung des weiblichen Führungsnachwuchses: 

Die Förderung des Führungsnachwuchses der Verwaltung fällt grundsätzlich in die Zustän-
digkeit des Personalamts. Gemeinsam mit drei anderen Behörden hatte die BSB hier ein eige-
nes Angebot geschaffen.  

Auf Grundlage der Teilnehmer/innen und Interessent/inn/en war es möglich auch Zahlen zum 
Führungsnachwuchs zu erheben. Aktuell ist es schwierig, eine Aussage zu treffen, wie groß 
die Gruppe des Führungsnachwuchses in der BSB aktuell ist. 
 

Reaktivierung des Mitarbeiterin/Mitarbeiter-Vorgesetzten-Gesprächs (MAVG)  

Das MAVG bietet Führungskräften und Beschäftigten die Möglichkeit, Fragen der Zusam-
menarbeit zu klären, berufliche Entwicklungsschritte zu besprechen und auch Belange zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu erörtern. Führungskräfte können eine Rückmeldung 
zu ihrem Führungsverhalten bekommen.  

 
          Quelle: Auswertung V 413-2 
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Die BSB hat daher selbstständig mittels einer Beschäftigtenbefragung im Jahr 2016 im 
Amt V ermittelt, in welchem Umfang das Instrument genutzt wird und Führungskräfte ihrer 
Verpflichtung nachkommen dieses anzubieten. Von rd. 390 befragten Beschäftigten 
beteiligten sich 226 Personen.  

Schlussfolgerungen: 

 Die obenstehende Tabelle zeigt, dass das Gesprächsangebot regelhaft angenommen wird 
und nur jede 12. Person das Gespräch abgelehnt hat.  

 Knapp ein Drittel der Beschäftigten gaben an, von ihren Vorgesetzten kein 
Gesprächsangebot erhalten zu haben. Hier besteht Nachsteuerungsbedarf. 

Rückblick auf umgesetzte Maßnahmen im Handlungsfeld bis 2016 

Seit Verabschiedung des letzten Gleichstellungsplans hat die BSB die folgenden Maßnahmen 
zur Förderung von Frauen in Führungspositionen initiiert bzw. unterstützt: 

Erhöhung des Frauenanteils in Führungspositionen  

2009/2010 Seminare „Karriere- und Berufsplanung für Frauen“ 
Die BSB jeweils eins der o. g. Seminare angeboten. Frauen erhielten hier 
die Möglichkeit, ihre nächsten beruflichen Schritte zu planen und sich mit 
der Bedeutung von Führungsverantwortung auseinanderzusetzen. 

2008 bis 

2016 

Modulreihe Führung 
Das Zentrum für Aus- und Fortbildung ZAF) hat mit der „Modulreihe Führung“ 
einen innovativen Ansatz für ein neues Fortbildungsformat für Führungskräfte 
entwickelt. Für die BSB standen jährlich drei Plätze kostenfrei zur Verfügung. 
Werden. Entsprechend ihrer Führungsrolle durchlaufen die Führungskräfte in 
Lerngruppen in einem Jahr verschiedene Module. Seit 2008 haben insg. 
45 Führungskräfte der BSB teilgenommen, davon waren 26 Frauen.  

Mit der Gründung der „Hanse Akademie für Führung und Management“ bleibt 
abzuwarten, wie sich die Beteiligung von Frauen entwickelt. Ziel muss sein, 
dass alle Angebote der Akademie Genderaspekte berücksichtigen. 

Förderung des weiblichen Führungsnachwuchses 

2010 Netzwerk Stellvertretungen und Gruppencoaching 
Angeleitet durch eine professionelle Moderation konnten (auch beurlaubte) 
weibliche Stellvertreterinnen  an sechs Gruppentreffen teilnehmen.  
Die Gruppe traf sich in regelmäßigen Abständen ohne Moderation ca. ein Jahr 
lang weiter. Austausch und Unterstützung standen hierbei im Vordergrund. 
Das Netzwerk sollte auch der Klärung dienen, ob und inwiefern weibliche Be-
schäftigte der BSB zukünftig eine Führungsposition ausfüllen wollen. 

Darüber hinaus wurde ein Gruppencoaching für weibliche Führungskräfte 
durchgeführt. Nach fünf professionell moderierten Treffen führten die Teil-
nehmerinnen ihre Treffen eigenständig fort. 

Beide Gruppen boten ein Forum zum regelmäßigen Erfahrungs- und Informa-
tionsaustausch oder dienten als Kontaktbörse für weibliche Führungsnach-
wuchskräfte, die sich eine  Führungsposition teilen möchten. 
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2009-2011 Konzept zur Potenzialförderung 
Das Referat Personalcontrolling und -entwicklung hat gemeinsam mit dem 
Referat LIF 24 und hochrangigen Führungskräften ein umfangreiches Kon-
zept zur systematischen Förderung des Führungsnachwuchses in der Ver-
waltung der BSB und in den Schulen entwickelt. Potentialträgerinnen und -
träger sollten mit einer Eignungsdiagnostik gezielt bestimmt und gefördert 
werden. Insbesondere Frauen sollten das Angebot erhalten, sich über ihre 
Eignung zur Führungskraft zu klären und sie  zur Bewerbung zu motivieren. 

Für das inhaltlich abgestimmte Konzept sind die erforderlichen finanziellen 
Ressourcen nach dem Regierungswechsel nicht bewilligt worden. 

2007 - 

2012 

Bausteinreihe Führungsnachwuchs ZAF 
Vier große Behörden (BSB zusammen mit der Justizbehörde, der BWF und 
BASFI/BGV) haben gemeinsam die Bausteinreihe für den Führungsnach-
wuchs des ehemals gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes, durchge-
führt. Mit der Gründung des Zentrums für Aus- und Fortbildung (ZAF) ist 
diese sukzessiv in dessen Zuständigkeit übergegangen.  

Das ZAF hat diese Reihe auch auf Bemühen der BSB hin in Teilen fortge-
führt, jedoch ist ab 2012 dieses Angebot ersatzlos eingestellt worden. Die 
Bausteine sind in Teilen im regulären Programm des ZAF aufgegangen. Ein 
Platzkontingent für die BSB ist nicht mehr vorgesehen. Es wird auf die Ei-
genverantwortung der Beschäftigten gesetzt, sich um ihre Belange bezüg-
lich Karriere zu kümmern. Die BSB kann nun aktuell nur auf Seminare des 
ZAF, z. B. „Lust auf Führung – ein Orientierungskurs für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter“ verweisen. Eine systematische Förderung des Führungs-
nachwuchses das ZAF erfolgt nicht. Das bisherige Konzept der neu geplan-
ten „Hanse-Akademie“ bietet hier keine inhaltlichen Schwerpunkte. 

Reaktivierung MAVG 

2006 bis 

2016 

Eine Umfrage in 2006 bei allen Beschäftigten bestätigte den hohen Nutzen, so 
dass die BSB weitere Maßnahmen zur breiten Anwendung dieses Instrumentes 
plante. Das Personalamt hatte die Absicht, das MAVG als Personalentwick-
lungsinstrument zu reaktivieren. In den Jahren 2008 und 2009 fanden dazu 
Netzwerktreffen statt, an denen sich die BSB aktiv beteiligte. Es wurde deut-
lich, dass für Führungskräfte die Herausforderung besteht, die Vielzahl an PE-
Instrumenten zielgerichtet einzusetzen und das MAVG in seiner Bedeutung 
wieder in den Fokus zu rücken. Aufgrund vorrangiger Themen ist es bis jetzt 
noch nicht gelungen, weitere Schritte einzuleiten. 

 

 

 

Zielsetzungen bis 2020 

 Erhöhung des Frauenanteils in höheren Bezahlgruppen auf 
Führungsfunktionen 

 Unterstützung des weiblichen Führungsnachwuchs durch ge-
zielte Maßnahmen  

 Durch MAVG gezielte und individuelle Unterstützung von Be-
schäftigten mit (Führungs-)Potenzial bei ihrer beruflichen Ent-
wicklung, Abbau von Unterrepräsentanzen 
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Geplante Maßnahmen bis 2020 

Die umfassende Beschreibung der Maßnahmen findet sich in einer Übersicht am Ende die-
ser Broschüre auf Seite 40. Hier erfolgt eine kurze themenbezogenen Darstellung: 
 
Erhöhung des Frauenanteils in Führungspositionen 
 
Exkurs: Aktuelle Ergebnisse aus der Führungskräfteforschung 
In einer repräsentativen Befragung13 gaben 51 Prozent der befragten Frauen an, dass sie auf-
grund der Doppelbelastung durch Familie und Beruf schon einmal ihre Karrierewünsche ändern 
oder aufgeben mussten.  
Die Ansprüche von künftigen Hochschulabsolventinnen an ihren Arbeitgeber sind an dieser Stelle 
eindeutig. Sie wünschen sich vor allem: 

 Kinderbetreuung am Arbeitsplatz (24 %) und  
 Flexible Arbeitszeiten (21 %), um Familien- und Berufsleben besser zu vereinbaren.14 

In der Studie „Männer und Frauen in Führungspositionen des mittleren Managements 2008“ wur-
den Frauen befragt, was sie als weibliche Führungskraft am weiteren Aufstieg behindert. 24 % 
sahen sich Vorurteilen gegenüber Frauen als Führungskraft ausgesetzt, 16 % hatten Probleme 
Vorgesetzten und weitere 10 % bei der Vereinbarkeit von Familie und Karriere.15 

Eine Befragung von Beschäftigten des höheren allgemeinen Verwaltungsdienstes in der hambur-
gischen Verwaltung im Jahr 2007 zu Unterschieden zwischen Männern und Frauen im Hinblick auf 
berufliche Entwicklung und Karriereverläufe ergab: die Gründe liegen besonders in Strukturen, die 
Präsenz als Erfolgsfaktor über den der Fachlichkeit setzt.16 Karrierehinderlich sind zudem die zu 
langen Auszeiten und/oder die erheblich reduzierte Arbeitszeit im Zusammenhang mit der Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie. 
Damit Frauen einen Anreiz haben, sich auf Führungspositionen zu bewerben und in ihnen zu be-
stehen, sind Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von familiären und dienstlichen Verpflichtungen von 
Bedeutung. Die BSB hat erfolgreich gezeigt, wie Frauen als Führungskräfte gewonnen werden 
können. Diese Ansätze sollten zukünftig weiter entwickelt werden. Ein wichtiger Ansatz kann 
sein, im Kontext der Führungskultur einen Imagewandel voranzutreiben, der die Anwesenheitskul-
tur durch die qualitative Bewertung von Arbeitsergebnissen ablöst. 

Maßnahmen: 

 Entwicklung standardisierte Texte zur Stabilisierung des hohen Anteils von Frauen auf 
Führungspositionen in der BSB, um auch zukünftig hochqualifizierte Frauen bzw. Frauen 
mit Führungspotenzial zu motivieren, sich auf Stellen in der BSB zu bewerben. 

 Ausschreibung von Stellen der höchsten Besoldungsgruppen nutzen, um den Frauenanteil 
in diesen TOP-Positionen weiter zu erhöhen. 

 Motivation von Frauen in ihrer Rolle als Führungskräfte als Vorbild zu fungieren und die 
Angebote der Personalentwicklung auch selbst zu nutzen. 

 

 

                                                 

 
13 TNS-Emnid im Auftrag der Bertelsmann Stiftung 2010 
14 DGFP Personalführung 7/2011. Siehe hierzu für die BSB auch Seite 23. 
15 Prof. Dr. Sonja Bischoff, Wer führt in (die) Zukunft? – Männer und Frauen in Führungspositionen der Wirtschaft    

  in Deutschland – die 5. Studie 2008 
16 Hecker, Kristin Anette (2008): Wohin führt Karriere? Chancen und Hindernisse für Frauen und Männer im öf- 

   fentlichen Dienst. Saarbrücken 
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Förderung des weiblichen Führungsnachwuchses: 

Exkurs: Mentoring allgemein und in der FHH 
Laut einer aktuellen Studie der Deutschen Gesellschaft für Personalführung sind zwei Drittel aller 
Frauen, die in das mittlere Management gekommen sind, von Vorgesetzten gefördert worden. 
Nach 25 Jahren Führungskräfteforschung ist aktuell in einer wissenschaftlichen Studie belegt, 
dass Mentoring die wirksamste Maßnahme ist, Frauen auf ihrem Karriereweg zu unterstützten.  

Beim Mentoring handelt es sich um einen Lernprozess, bei dem eine erfahrene Führungskraft 
(Mentor/in) einer zukünftigen, potentiellen Führungskraft (Mentee) für eine bestimmte Zeit bera-
tend und unterstützend zur Seite steht. 

Seit Start eines zentralen Mentoring-Programm durch das Personalamtes haben von 2010 bis 
Mitte 2016 lediglich vier weibliche Beschäftigte der BSB am teilgenommen. Insgesamt sind 88,3 % 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer weiblich. 

Maßnahmen: 

 Das Mentoring des Personalamtes ist häufig nicht bekannt und auf eine kleine Gruppe 
ausgerichtet. Die BSB wird darauf hinwirken, dass das Mentoring in Hinblick auf Be-
kanntmachung und Ausschreibungsverfahren regelmäßig die Zielgruppe erreicht.  

 Im Zeitrahmen dieses Gleichstellungsplans sollen die Erfahrungen aus dem BSB-eigenen 
Mentoring-Programm für den weiblichen schulischen Führungsnachwuchs genutzt wer-
den, um pilothaft für das Verwaltungspersonal eine Mentoring-Reihe innerhalb der BSB 
zu konzipieren.  

Reaktivierung des Mitarbeiterin/Mitarbeiter-Vorgesetzten-Gesprächs (MAVG)  

Im geschützten Rahmen eines MAVG werden idealerweise berufliche Entwicklungs-
perspektiven  aufgezeigt und bezogen auf individuelle Bedarfe und Rahmenbedingungen des 
/ der Beschäftigten reflektiert. 

Maßnahmen: 

 Im Rahmen einer erneuten Beschäftigtenbefragung Anfang 2017 wird wiederholt 
überprüft, inwieweit durch Führungskräfte das Gesprächsangebot erfolgt ist. Als Ziel wird 
ein Wert von 80 % der Beschäftigten angestrebt die angeben, ein Gesprächsangebot 
erhalten zu haben. Dies würde eine Steigerung von ca. 10 % ggü. der letzten Befragung 
bedeuten. 
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2.5 Handlungsfeld: Arbeitsformen und Arbeitszeiten 

 

Im folgenden Handlungsfeld werden folgende Aufgabenfelder 
dargestellt: 

 Erweiterung der Möglichkeiten zum Führen im Team/Tandem 

 Sensibilisierung für Konsequenzen der Teilzeitbeschäftigung 

 Bindung und Kontakt zur BSB während Beurlaubungsphase 
erhalten  

Statistische Ausgangslage und Problemanalyse 

Sensibilisierung für Konsequenzen von Teilzeitbeschäftigung 

Frauen sind im Vergleich zu Männern deutlich mehr in Teilzeit beschäftigt. 

Beschäftigte der BSB (nur Aktive) 
hier: Ämter und Dienststellen 

Jahr 

vollbeschäftigt teilbeschäftigt gesamt Anteil Teil-
beschäfti-
gung in % 

Anteil Frauen an 
Teilbeschäf-
tigung in % männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich 

2007 445 461 158 485 603 946 41,51% 75,43% 

2008 439 472 167 494 606 966 42,05% 74,74% 

2009 421 471 154 489 575 960 41,89% 76,05% 

2010 442 504 155 518 597 1022 41,57% 76,97% 

2011 475 547 152 528 627 1075 39,95% 77,65% 

2012 447 537 143 520 590 1057 40,26% 78,43% 

2013 427 534 142 518 569 1052 40,72% 78,48% 

2014 392 511 150 552 542 1063 43,74% 78,63% 

2015 392 524 149 534 541 1058 42,71% 78,18% 
Quelle: Personalberichtswesen V 411 Stand: 31.12.2015 

Insgesamt ist der Anteil an der unterhälftigen Beschäftigung zwar gesunken, beträgt aber 
2015 immer noch rd. 31%.  

Teilbeschäftigte der BSB nach Beschäftigungsumfang (nur Aktive) 
hier: Ämter und Dienststellen 

Jahr 

mehr als die Hälfte der regel-
mäßigen Arbeitszeit 

Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit 

weniger als die Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit gesamt 

männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich 

2007 86 268 14 77 58 140 158 485 

2008 93 277 16 77 58 140 167 494 

2009 88 290 13 75 53 124 154 489 

2010 85 307 18 85 52 126 155 518 

2011 93 337 13 90 46 101 152 528 

2012 93 335 9 80 41 105 143 520 

2013 85 344 11 80 46 94 142 518 

2014 86 376 12 77 52 99 150 552 

2015 92 377 8 56 49 101 149 534 
Quelle: Personalberichtswesen V 411 Stand: 31.12.2015 
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Schlussfolgerungen:  

 Die Betrachtung der Teilzeitbeschäftigung der männlichen und weiblichen Beschäftigten 
in den Ämtern  und Dienststellen in den Jahren 2007 bis 2015 zeigt: 

 Der Anteil der Frauen an allen Teilzeitbeschäftigten ist um 5 % auf 78 % gestiegen. 

 Der Anteil der weiblichen Beschäftigten in der Verwaltung der BSB, die mit mehr als 
der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit tätig sind, ist deutlich gestiegen. Die Höhe der 
Rente ist in hohem Maße abhängig vom Arbeitszeitumfang. 

 Flexible Arbeitsformen und -zeiten können dazu führen, dass Teilzeitbeschäftigte ihre 
wöchentliche Arbeitszeit erhöhen. Dies betrifft insbesondere Frauen, da sie gegenüber 
Männern häufiger und in größerem Umfang einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen. 

 
Bindung und Kontakt zur BSB während Beurlaubungsphase erhalten 

Im Durchschnitt sind Beschäftigte der Ämter und Dienststellen wie folgt beurlaubt gewesen: 

Beurlaubungen (BU) von Beschäftigten in den Ämtern und Dienststellen der BSB/HIBB 

monatlicher Durchschnitt des Jahres 2015 

Beurlaubungsgründe 
Männer Frauen Anteil Männer an Beur-

laubungsgründen in % in Personen** in Personen 

BU aus familiären Gründen 0 5,8 0,0% 

Elternzeit 1,3 56,5 2,16% 

sonstige Gründe* 10,3 33,7 23,4% 

Gesamt 11,6 96 10,76% 

*Rente auf Zeit, Sonderurlaub, Pflegezeit, Beurlaubung aus arbeitsmarktpolitischen Gründen       Quelle: V 411-Auswertung 

 

Schlussfolgerungen: 

 Über das Jahr 2015 verteilt waren monatlich im Durchschnitt 107 Personen in den Ämter 
und Dienststellen in Beurlaubung. Der deutlich überwiegende Teil der beurlaubten Perso-
nen sind Frauen mit 89,24 %. Wenn Frauen in Beurlaubung gehen so ist mit ca. 59 % „El-
ternzeit“ der häufigste Grund. Bei Männern ist dies nur in einem von 11 Fällen gegeben.  

 Zum Stichtag 31.12.2015 befanden sich insgesamt 108 Beschäftigte aus der allgemeinen 
Verwaltung in Beurlaubung, davon 99 Frauen (= 92 % aller Beurlaubten).17 Im Jahr 2012 
waren insgesamt nur 53 Personen beurlaubt (davon 45 Frauen bzw. 85 %).  

 Eine Aussage zu Männern in Elternzeit mit Bezug zu einer Zeitreihe und somit einer Ent-
wicklungsbetrachtung über die Jahre seit Einführung der Elternzeit18 im Jahr 2007, ist 
aufgrund der geringen Grundmenge an männlichen Beschäftigten in Beurlaubung insge-
samt schwierig, da nur geringe Abweichungen in den absoluten Zahlen enorme prozen-
tuale Veränderungen verursachen, die das reale Bild verzerren.  
Auf Grundlage dieser Erläuterung ist die folgende Tendenz wenig aussagekräftig:  

                                                 

 
17

 Stand: 31.12.2015 
18

 Als Elternzeit wird in Deutschland ein Zeitraum unbezahlter Freistellung von der Arbeit nach der Geburt 

eines Kindes bezeichnet. Auf diese Freistellung haben nicht selbständig beschäftigte Eltern einen Rechtsan-
spruch. Die Elternzeit dauert maximal 3 Jahre, anspruchsberechtigt sind Mütter und Väter. Sie können die 
Elternzeit gleichzeitig oder nacheinander nehmen. Eine Teilzeitbeschäftigung ist möglich. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Deutschland
http://de.wikipedia.org/wiki/Freistellung_(Arbeitsrecht)
http://de.wikipedia.org/wiki/Geburt
http://de.wikipedia.org/wiki/Rechtsanspruch
http://de.wikipedia.org/wiki/Rechtsanspruch
http://de.wikipedia.org/wiki/Teilzeitarbeit
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 Der Anteil der Männer in der BSB, die wegen einer Elternzeit in Beurlaubung gingen, 
hat sich von 8,5 % in 2008 auf 16,7 % in 2010 gesteigert und weiter auf 22,2 % in 
2012, während dies in 2015 knapp 11 % als Beurlaubungsgrund angaben. 

 
Erweiterung der Möglichkeiten zum Führen im Team/Tandem 

Im Verwaltungsbereich der BSB gab es mit Stand 31.12.2006 vier Führungstandems, jeweils 
besetzt mit zwei Frauen. Derzeit ist nur noch ein Führungstandem aktiv.  

Schlussfolgerung: 

 Insgesamt betrachtet ist der Anteil der Tandems gesunken. 

 Das neue Gleichstellungsgesetz sieht diese Option ausdrücklich vor, es sind entsprechen-
de Anstrengungen zu unternehmen. 

Rückblick auf umgesetzte Maßnahmen im Handlungsfeld bis 2016 

Seit Verabschiedung des letzten Gleichstellungsplans hat die BSB die folgenden Maßnahmen 
zur Förderung von Arbeitszeiten und Arbeitsformen initiiert bzw. unterstützt: 

Sensibilisierung für Konsequenzen von Teilzeitbeschäftigung 

2012 Veranstaltung für Beamtinnen und eine für weibliche Angestellte zum 
Thema „Frauen und Pension bzw. Rente: Was ist wichtig?“  

 Anspruchsvoraussetzungen und insb. Auswirkungen von Teilzeit auf 
Renten bzw. Pensionshöhe 

 Information über private Altersvorsorgemöglichkeiten. 

Ziel war insbesondere weibliche Teilzeitbeschäftigte hinsichtlich ihrer Eigen-
verantwortung für ihre Altersversorgung zu sensibilisieren und zu motivieren, 
nach Betreuungszeiten möglichst früh in den Beruf zurückzukehren bzw. 
Stunden aufzustocken. Das Veranstaltungskonzept ist dem ZAF übergeben, 
aber dort nur mit deutlich reduziertem Inhalt vereinzelt umgesetzt worden. 

2012 und 

2015 

Vorträgen zum Thema „Vorsorgevollmachten, Betreuungsrecht, Pflegefi-
nanzierung und Pflegezeit“ 
Teilzeit und deren Auswirkungen auf Rente / Pension sind auch im Bereich der 
Pflege von Angehörigen relevant. In Kooperation mit der Gesundheitsförde-
rung der BSB sind für alle Beschäftigten zwei Vorträge angeboten worden. 

2011 bis 

2016 

Dienstvereinbarung über die Funktionszeiten vom 07.07.2011  
Auf Grundlage der nach § 94 HmbPersVG getroffenen Vereinbarung zur Neu-
regelung der Gleitzeit hat die BSB für die Ämter und Dienststellen über eine 
DV die Flexibilität von Arbeitszeiten geregelt. Die Umsetzung sichern Vorge-
setzte mit ihren Beschäftigten (Erreichbarkeit und Dienstbetrieb sichern). 

2007 bis 

2016 

Angebote der zentralen Fortbildung auch in Teilzeit  
Das ZAF bietet seit 2005 im zentralen Fortbildungsprogramm regelmäßig für 
Teilzeitkräfte zu einzelnen Themen Veranstaltungen wie Effektives Zeit- und 
Selbstmanagement (Vormittagsseminar)“ oder „Informationen effektiv aufnehmen 
an. Die BSB hat wiederholt vorgeschlagen, mit einer Bedarfsanalyse zu ermit-
teln, welche halbtägigen Seminarveranstaltungen insb. zu Fachthemen aus 
Sicht der Beschäftigten im Angebot fehlen. Diesem Vorschlag wurde bislang 
nicht gefolgt. 
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Bindung und Kontakt zur BSB während Beurlaubungsphase erhalten   

2009/2010 Seminare „Karriere- und Berufsplanung für Frauen“ 
Die BSB jeweils eins der o. g. Seminare angeboten. Frauen erhielten hier die 
Möglichkeit, ihre nächsten beruflichen Schritte zu planen und sich mit der 
Bedeutung von Führungsverantwortung auseinanderzusetzen. 

2008 bis 

2010 

Pilotprojekt „Vereinbarkeit Familie und Beruf“ 
Auf Initiative der BSB hat das Personalamt das Pilotprojekt „Vereinbarkeit 
Karriere und Familie“ organisiert, an dem sich die BSB über zwei Jahre betei-
ligt hat. Zielgruppe sind Frauen mit Karrierewillen gewesen, die sich noch in 
der Familienphase befanden.  
Die Rückkehr in den Beruf ist nach der Familienphase mit geeigneten Maß-
nahmen unterstützt worden. Die Teilnehmerinnen hatten Gelegenheit zur Klä-
rung ihrer nächsten Schritte in Richtung Aufstieg. Von der BSB nahmen zwei 
Mitarbeiterinnen an dieser Veranstaltungsreihe teil. Eine Fortsetzung erfolgte 
aufgrund zu großer Überschneidungen mit der „Modulreihe Führung“ und 
mangelnder Finanzierung nicht. 

2007 bis 

2016 

Information zur Fortbildung während der Beurlaubung 
Um den Wiedereinstieg zu erleichtern und dem Wissensverlust bei Beurlaub-
ten entgegenzuwirken, wird diese Zielgruppe jedes Jahr durch V 41 über die 
Fortbildungsangebote des ZAF sowie der BSB informiert. Regelhaft bekom-
men alle beurlaubten Beschäftigten eine Nachricht, sobald das Fortbildungs-
programm für das aktuelle Jahr veröffentlicht ist. Alle Fortbildungsangebote 
stehen auch beurlaubten Beschäftigten zur Verfügung. 

2007 bis 

2016 

Seminare der BSB 
Das Referat V 41 bietet das sog. ganztägige „Neueingestellten-Seminar“ an, 
das sich sowohl an neueingestellte als auch aus der Beurlaubung zurückkeh-
rende Beschäftigte richtet. Inhalte des Seminars sind aktuelle Entwicklungen 
im Personal- und Haushaltsrecht, Einblicke in einzelne Bereiche der Behörde 
mit Vorstellung der relevanten Ansprechpersonen. 

Das kompakte Fortbildungsangebot „Infoveranstaltung für neue Beschäftigte 
– die BSB stellt sich vor“ richtet sich in erster Linie an Beschäftigte mit Ver-
waltungsausbildung, die neu in der BSB tätig sind. Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter von V 41 führen durch die Themen: Aufbau und Organisation der BSB, 
Fortbildung, Intranet und Gesundheitsförderung etc. Auch Beurlaubten steht 
die Teilnahme offen.  

Beide Angebote werden bedarfsgerecht vorgehalten und durchgeführt. 

2007 bis 

2016 

Information und Handreichungen der BSB  
Die Handreichung „Maßnahmen für beurlaubte Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter“ sowie eine Checkliste für Vorgesetzte stellen dar, welche Abstimmungen 
und Maßnahmen durch die Vorgesetzten vor, während und nach der Beurlau-
bung getroffen werden sollten. Beide Unterlagen sind im September 2013 
aktualisiert worden. 

Mit dem in 2013 aufgebauten und noch auszubauenden Sharepoint-Auftritt 
des Referates V 41 sind alle Informationen zu  Maßnahmen für Beurlaubte für 
alle Beteiligten zentral zugänglich. Hier finden sich alle Dokumente. 
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Erweiterung der Möglichkeiten zum Führen im Team/Tandem 

2010 Netzwerk Stellvertretungen und Gruppencoaching 
Angeleitet durch eine professionelle Moderation konnten (auch beurlaubte) 
weibliche Stellvertreterinnen  an sechs Gruppentreffen teilnehmen.  
Die Gruppe traf sich in regelmäßigen Abständen ohne Moderation ca. ein Jahr 
lang weiter. Austausch und Unterstützung standen hierbei im Vordergrund. 
Das Netzwerk sollte auch der Klärung dienen, ob und inwiefern weibliche Be-
schäftigte der BSB zukünftig eine Führungsposition ausfüllen wollen. 

Darüber hinaus wurde ein Gruppencoaching für weibliche Führungskräfte 
durchgeführt. Nach fünf professionell moderierten Treffen führten die Teil-
nehmerinnen ihre Treffen eigenständig fort. 

Beide Gruppen boten ein Forum zum regelmäßigen Erfahrungs- und Informa-
tionsaustausch oder dienten als Kontaktbörse für weibliche Führungsnach-
wuchskräfte, die sich eine  Führungsposition teilen möchten. 

2008 bis 

2016 

Modulreihe Führung 
Das Zentrum für Aus- und Fortbildung ZAF) hat mit der „Modulreihe Führung“ 
einen innovativen Ansatz für ein neues Fortbildungsformat für Führungskräfte 
entwickelt. Für die BSB standen jährlich drei Plätze kostenfrei zur Verfügung. 
Werden. Entsprechend ihrer Führungsrolle durchlaufen die Führungskräfte in 
Lerngruppen in einem Jahr verschiedene Module. Seit 2008 haben insg. 
45 Führungskräfte der BSB teilgenommen, davon waren 26 Frauen.  

Mit der Gründung der „Hanse Akademie für Führung und Management“ bleibt 
abzuwarten, wie sich die Beteiligung von Frauen entwickelt. Ziel muss sein, 
dass alle Angebote der Akademie Genderaspekte berücksichtigen. 

 

 

 

Zielsetzungen bis 2020 

 Mehr Führungsfunktionen in Teilzeit und mit Tandems besetz-
ten 

 Vereinbarkeit von Familie und Beruf für beide Geschlechter 
fördern und für die Konsequenzen von Teilzeit sensibilisieren  

 Beurlaubte Beschäftigte weiter an die BSB binden, um Fach-
kompetenz und Erfahrung im System zu halten 

 

Geplante Maßnahmen bis 2020 

Die umfassende Beschreibung der Maßnahmen findet sich in einer Übersicht am Ende die-
ser Broschüre auf Seite 41. Hier erfolgt eine kurze themenbezogenen Darstellung: 
 
Aufgrund des demographischen Wandels und des Mangels an Fachkräften muss es im Inte-
resse der BSB sein, qualifiziertes Personal an sich zu binden und ihr Wissens- und Arbeitspo-
tenzial möglichst maximal auszuschöpfen. Attraktive Arbeitsbedingungen, insbesondere im 
Hinblick auf die Vereinbarkeit von privaten und beruflichen Interessen, erhöhen die Motivati-
on und Zufriedenheit der Beschäftigten und können geringere Fehlzeitenquote zur Folge ha-
ben.  
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Sensibilisierung für Konsequenzen der Teilzeitbeschäftigung 
 
Exkurs: Teilzeitarbeit ist ein vielfach genutztes Instrument, um das Berufsleben mit privaten 
Interessen und Notwendigkeiten zu vereinbaren (sog. Work-Life-Balance). Die Betreuung von 
Kindern ist der häufigste Grund einer Teilzeitbeschäftigung, die überwiegend weibliche Be-
schäftigte ausüben. Laut Mikrozensus des statistischen Bundesamtes 2009 ist für 52 % der 
teilzeitbeschäftigten Frauen in Deutschland Familienarbeit der Grund ihrer Teilzeitbeschäfti-
gung, was jedoch nur 8 % der teilzeitbeschäftigten Männer als Grund angeben. Zunehmend 
reduzieren Beschäftigte jedoch auch ihre Arbeitszeit aus dem Grund, weil sie pflegebedürfti-
ge Angehörige betreuen. 

Die Nachteile einer Teilzeitbeschäftigung sind ein geringeres Einkommen und in dessen Folge 
geringere Renten- bzw. Pensionsansprüche. Die Umgestaltung des Unterhaltsgesetzes macht 
eine eigene existenzsichernde Altersvorsorge notwendig. Nach heutiger Rechtsprechung ist 
nicht länger die Versorgungsehe maßgeblich, vielmehr wird nach einer Ehescheidung auf die 
Eigensicherung durch Erwerbstätigkeit auch bei der Frau gesetzt. Hinzu kommt, dass 90 % 
aller Alleinerziehenden Frauen sind.19 Alleinerziehende Frauen leben häufiger mit Kleinkindern 
zusammen, während alleinerziehende Männer häufiger mit älteren Kindern zusammen leben. 

 
Ziel ist es, die Teilhabe am Erwerbsleben für Frauen und Männer gleichermaßen zu ermögli-
chen. Dazu gehört sowohl Teilzeit in allen Facetten zu fördern, aber auch auf die Folgen auf-
merksam zu machen. Eine umfassende Teilhabe am Erwerbsleben ist für die insbesondere 
weiblichen Beschäftigten bzw. Bewerberinnen mit Kindern oft schwer praktisch umzusetzen. 
Um dieser Zielgruppe jedoch ebenfalls existenzsichernde Renten- und Pensionsansprüche 
durch lange Berufszeiten zu ermöglichen, spielt gleichfalls eine Berufstätigkeit mit einem 
möglichst hohen Stundenumfang eine wichtige Rolle. 

Wie im Handlungsfeld berufliche Entwicklung und Fortbildung bereits ausgeführt, haben ins-
gesamt Hinweise auf Teilzeit in Stellenausschreibungen vermutlich eine hohe Relevanz für 
Frauen sich zu bewerben, da ihr jetziger Anteil an Teilzeitbeschäftigten sehr hoch ist. Gemäß 
§ 13 Abs. 1 HmbGleiG ist grundsätzlich jede Stelle als teilbar oder teilzeitgeeignet auszu-
schreiben. Dieser Umstand stellt eine deutliche Verstärkung gegenüber der Forderung des 
alten § 10 HmbGleiG dar, wonach lediglich auf Möglichkeiten zur Teilzeitbeschäftigung hin-
zuweisen war. 

Die Entwicklungen mit Einführung des „ElterngeldPlus“20 Mitte 2015 und der damit in Zu-
sammenhang stehenden Teilzeitbeschäftigung im Rahmen von 25 – 30 Wochenstunden blei-
ben abzuwarten. 

Maßnahmen: 

 Es soll eine regelmäßige Fortsetzung der Informationsveranstaltung „Frauen und Ren-
te/Pension“  geben. Ziel ist, insbesondere jüngere Frauen zu erreichen und sie möglichst 
frühzeitig über die Folgen von Teilzeit aufzuklären, da sie noch mehr Gestaltungs- und 
Einflussmöglichkeiten bezüglich ihrer Renten- bzw. Pensionsansprüche besitzen. 

 Information von Personalentscheiderinnen und Personalentscheidern über§ 14 Abs. 1 des 
Gleichstellungsgesetzes, wonach Teilzeitbeschäftigte in Personalauswahlverfahren bei 
gleicher Eignung bevorzugt zu berücksichtigen sind, wenn sie sich bewerben und ihre Ar-
beitszeit aufstocken möchten.  

                                                 

 
19

 http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/familie,did=31498.html BMFSJ, 2015 
20

 Die maximale Bezugsdauer von Elterngeld kann durch eine gleichzeitige Teilzeittätigkeit beider Elternteile 
verlängert werden. 

http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/familie,did=31498.html
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Sowohl der frühzeitige Wiedereinstieg in den Beruf nach der Geburt von Kindern als auch 
ein hoher Arbeitszeitumfang spielen für die Berechnung der Rente bzw. Pension eine 
wichtige Rolle. Denkbar ist in Führungskräftefortbildungen insb.  zu Personalauswahlver-
fahren auf diesen Aspekt hinzuweisen bzw. dies in passende Checklisten aufzunehmen. 

 Anlassbezogene und öffentlichkeitswirksame Information von Beschäftigten  und Füh-
rungskräften zu allen relevanten Änderungen bspw. zum Elternzeitgesetz, Elterngeld, 
Pflegezeitgesetz.  

 
Bindung und Kontakt zur BSB während Beurlaubungsphase erhalten   
 
Exkurs: Im bundesweiten Vergleich lassen sich Männer im Vergleich deutlich seltener beur-
lauben (Verhältnis ca. 1:5). Väter wünschen sich laut Umfragen jedoch mehr Zeit für die Fami-
lie. 60 % der Väter äußerten sogar, dass sie ihre Arbeitszeit für ihre Familie reduzieren wür-
den. (In der BSB sind 33 % der in Teilzeit tätigen Personen männlich). 

Bundesweit betrug die durchschnittliche Bezugsdauer des Elterngeldes21 durch Väter im Zeit-
raum 2013 – 2015 3,1 Monate, wobei fast 80 % der Väter für 2 Monate Elterngeld bezogen 
haben (2009 – 2011 nahmen 75 % der Väter 3,5 Monate Elternzeit), gefolgt von der Gruppe 
der Väter, die 12 Monate Elterngeld bezogen mit 5,1 % (2009 – 2011 noch 7,3 %).  

Mit 73,8 % der Elterngeldbezieher/innen sind nach wie vor am häufigsten Frauen diejenigen, 
die Erziehungsarbeit übernehmen.22 

Viele junge Frauen kehren heute relativ schnell nach der Geburt ihres Kindes an ihren Ar-
beitsplatz zurück. In der freien Wirtschaft zeigt sich, dass „Aussteigerinnen“ durch Umstruk-
turierungsmaßnahmen, Outsourcing, schnelle fachliche Entwicklungen usw. schon bei kurzen 
Beurlaubungen sowie bei Freistellungen für ein Sabbatjahr „den Anschluss verlieren“ können. 

Diese Tendenzen der Privatwirtschaft sind im Öffentlichen Dienst anders zu bewerten, denn 
hier werden Beschäftigte unabhängig von der Länge ihrer Beurlaubungszeiten anschließend 
auf der vertraglich vereinbarten Besoldungs- und/oder Entgeltgruppe weiter beschäftigt. 

 
Nichtsdestotrotz nehmen auch im öffentlichen Dienst und auch in der BSB (siehe S. 24) 
überwiegend Frauen längerfristige Beurlaubungen aus familiären Gründen wahr. Die Über-
nahme familiärer Verpflichtungen durch Frauen kann zu Lasten ihrer beruflichen Entwicklung 
gehen - vom Qualifikationsverlust über das Verpassen fachspezifischer Entwicklungen, „Kar-
riereknick“  bis hin zu finanziellen Einbußen in der Gegenwart bis hin zur Altersversorgung. 

Es ist Aufgabe der BSB, im beruflichen Umfeld Anreize zu bieten, damit Männer und Frauen 
sich in gleichem zeitlichen Umfang der Familienarbeit widmen können. Die einseitige Inan-
spruchnahme von Beurlaubungen durch Frauen prägt geschlechterstereotype Strukturen, die 
dem Prinzip der Chancengleichheit widersprechen. 

Die rechtliche Verpflichtung Gleichbehandlungsgrundsätze umzusetzen, führt in der Praxis 
nicht immer zur Veränderung von vorherrschenden Mustern. Führungskräfte sind hier gefor-
dert in ihrem täglichen Führungshandeln umsichtig und bewusst zu agieren, um aktiv die 
Entwicklung neuer  Rollenbildern zu unterstützen. Dies wird V 41 auch über eine gezielte Öf-
fentlichkeitsarbeit z. B. im Intranet forcieren. 

 

                                                 

 
21

 Elterngeld ist eine Entgeltersatzleistung für Familien direkt nach der Geburt eines Kindes nach dem Bundesel-

terngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG. 
22

 Quelle: Statistisches Bundesamt Publikation Nr. 5229201139005: Statistik zum Elterngeld - Elterngeld für Ge-

burten – Jahresergebnisse  
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Maßnahmen: 

 Das Ziel einer Intranetplattform für Beurlaubte wird im aktuellen Gleichstellungsplan wei-
ter verfolgt. Mit der ZUVEX-Technologie (ZUgang Von EXtern ehemals UAG, unified ap-
plied gateway) könnte es Beurlaubten oder auch aktiven Beschäftigten ohne FHH-Net 
Zugang möglich sein, von jedem PC aus über das Internet auf die sonst vertraulichen In-
tranet- bzw. Sharepointseiten der FHH zuzugreifen. So könnten sich die Beschäftigten 
über alle aktuellen Entwicklungen in der Behörde, über Fortbildungs- und Schulungsange-
bote informieren und hätte Zugang zu allen relevanten Informationen. Die geplante Ein-
führung dieser Technologie wird von V 413-2 weiter beobachtet. 

Mittels einer Befragung soll geklärt werden, inwieweit die Unterstützungsangebote be-
kannt sind bzw. welche Bedarfe es darüber hinaus gibt. Entsprechend würden Maßnah-
men entwickelt werden. 

 Damit Arbeitszusammenhänge noch besser eingeordnet werden können, sollen im Rah-
men eines Pilotprojekts Hospitationen innerhalb der Behörde ermöglicht werden. Die Be-
schäftigten erhalten so (vor ihrer Beurlaubungsphase) Einblick in die Aufgaben anderer 
Organisationseinheiten und lernen neue Einsatzfelder kennen. Beschäftigte können ihr 
Wissen erweitern und ggf. ihre Bewerbungschancen erhöhen. 

 
Erweiterung der Möglichkeiten zum Führen im Team/Tandem 
 

Beim Modell des Führungstandems teilen sich zwei in Teilzeit Beschäftigte eine Vollzeit-
(Führungs-)Stelle. Das Personalamt hat 2004 ein Netzwerk von Beschäftigten des ehemals 
höheren allgemeinen Verwaltungsdienstes aller Behörden und Bezirksämter gebildet, die Inte-
resse an der Übernahme einer Führungsaufgabe bzw. einer höher besoldeten/vergüteten 
Stelle im Tandem haben. 2005 ist ein entsprechendes Netzwerk für die Beschäftigten im ge-
hobenen Dienst gegründet worden. Diese Netzwerke und auch die Innovations- und Organi-
sationsfähigkeit der Führungskräfte werden künftig an Bedeutung gewinnen, da das novel-
lierte Hamburgische Gleichstellungsgesetz davon ausgeht, dass grundsätzlich alle Stellen 
(inklusive Führungspositionen) teilzeitgeeignet sind. Abweichungen sind nur in engen Grenzen 
denkbar (§ 13 Abs. 1 HmbGleiG). 

Um mehr Führungspositionen in Teilzeit und/oder Tandem zu besetzen, bedarf es einer Be-
reitschaft der ausschreibenden Organisation und der Unterstützung der übergeordneten 
Führungskräfte. Die Notwendigkeit könnte sich aus den Vorgaben zur Konsolidierung und 
zum Stellenabbau ergeben, weil sich die Attraktivität einer Führungsposition durch ihre Teil-
barkeit/Teilzeitfähigkeit erhöht. 

Maßnahmen: 

 In den Stellenausschreibungen der BSB findet sich künftig regelhaft ein Hinweis auf das 
Netzwerk des Personalamtes, sobald eine Führungsposition als teilbar gekennzeichnet ist. 
Im Netzwerk kann ein/e Tandempartner/in gefunden werden. So wäre gleich eine Bewer-
bung im Tandem möglich. 

 Eine besondere Herausforderung besteht, wenn zwei Personen sich eine Stelle hälftig 
teilen, jedoch der Wunsch nach Erhöhung der Arbeitszeit besteht. Eine Umfrage unter al-
len Teilzeitbeschäftigten soll erfassen, inwieweit der Wunsch nach Aufstockung der Ar-
beitszeit besteht, jedoch die Stellensituation dies nicht zulässt. Gegebenenfalls gilt es ge-
eignete, dem Haushalts- und Arbeitsrecht entsprechende Kooperationsmodelle zu entwi-
ckeln. 

2.6. Weitere gleichstellungsfördernde Aktivitäten der BSB im Zeit-
raum des Gleichstellungsplans 2007 bis 2016 

Zusätzlich zu den vereinbarten Maßnahmen im Gleichstellungsplan konnten die folgenden 
Themen bewegt werden, die zu einer Förderung der Gleichstellung führen. 
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2.6.1 Begrüßungsemail durch die Behördenleitung  

2012 bis 

2016 

Neueingestellte und aus Beurlaubung zurückgekehrte Beschäftigte erhalten 
seit 2012 von der Behördenleitung mit Beginn ihrer Tätigkeit regelhaft eine 
standardisierte Email zur Begrüßung. Im Anhang werden Informationen beige-
fügt, die in der Einarbeitung von Bedeutung sind und somit den Wiederein-
stieg (insbesondere Frauen sind davon betroffen) oder die Neuaufnahme einer 
Tätigkeit erleichtern. 

 

2.6.2 (Kurz-)Sabbatical 

2012 bis 

2016 

Das Sabbatmodell ist eine besondere, zeitlich befristete Form der Teilzeitbe-
schäftigung, die es ermöglicht, am Ende des Bewilligungszeitraums für eine 
bestimmte Zeit von der Arbeit unter Weiterzahlung der anteiligen Bezüge 
freigestellt zu werden. Der zeitliche Umfang des Freistellungszeitraumes wird 
„vorgearbeitet". Die Beschäftigten erhalten die Möglichkeit, ihre dienstlichen 
Tätigkeiten zu unterbrechen und während des Freistellungszeitraumes priva-
ten Interessen oder Erfordernissen nachzugehen. 

Im Zeitraum von 2007 bis 2015 haben sich insgesamt 55 Beschäftigte in den 
Ämtern und Dienststellen (ohne Schulen) für ein Sabbatmodell entschieden, 
67 % davon waren Frauen. Siebzehn Personen hatten eine Freistellungsphase 
unter einem Jahr, 28 Personen haben eine einjährige Freistellungsphase ange-
spart und 10 Personen hatten eine längere Freistellungsphase von mehr als 
einem Jahr. 

Neben diesem eher langfristig orientierten Modell hat 2013 das Referat V 41 
die Rahmenbedingungen für ein sog. (Kurz-)Sabbatical aktualisiert und im In-
tranet veröffentlicht. Das (Kurz-)Sabbatical ist auf ein Jahr befristet und bietet 
kürzere Ausstiegsmöglichkeiten bis hin zu Arbeitszeitverkürzungen verteilt 
auf Arbeitstage. Bei fortlaufender Bezahlung lassen sich dadurch z. B. Eng-
pässe für die Ferienzeiten überbrücken. Unter der Voraussetzung, dass die 
dienstlichen Belange es zulassen, sind dabei verschiedene Modelle möglich. 

 

2.6.3 Notebooks zur Kurzzeitausleihe in Krisensituationen 

2011 bis 

2016 

Seit 2011 hält die IT-Abteilung der BSB, V 114 für die Bereiche der Ämter vier 
Notebooks vor, die zur Kurzzeitausleihe bei privaten Krisensituationen inner-
halb von drei Tagen zur Verfügung gestellt werden. Sie schaffen eine zusätzli-
che Entlastung für Beschäftigte in Notsituationen. Statt unbezahlten Urlaub 
einsetzen zu müssen, kann so für einen kurzfristigen Zeitraum zu Hause gear-
beitet werden, wenn z. B. Kinder oder andere Verwandte erkrankt sind und 
gepflegt werden müssen. 

Bis zum 31.12.2015 wurde insgesamt 22 Mal von einer kurzzeitigen Ausleihe 
Gebrauch gemacht. Beschäftigte (inklusive Führungskräfte) werden regelmä-
ßig über dieses Angebot informiert, um diese Maßnahme dauerhaft als mögli-

che Überbrückung von unvorhergesehenen Situationen zu etablieren. 

2.6.4 Kindergartenplätze für BSB-Beschäftigte, Kooperation mit der Pra-
xisAusbildungsStätte (PAS) Uferstraße 

2011 bis 

2016 

Seit Mai 2010 besteht eine Kooperation mit der dem HIBB unterstehenden 
Praxisausbildungsstätte (PAS) Uferstraße. BSB-Beschäftigten ist es so mög-
lich, ähnlich wie in einem Betriebskindergarten, ihre Kinder arbeitsplatznah 
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unterzubringen und so eventuell durch Wegezeiteinsparungen ihre Arbeitszeit 
zu erhöhen. Aktive Beschäftigte werden einmal jährlich per Email und über den 
Online-Auftritt informiert. Beurlaubte Beschäftigte erhalten diese Information 
einmal jährlich schriftlich. Regelmäßig zum Anmeldetermin werden weiterhin 

alle aktiven und Beurlaubten Beschäftigten an die Kooperation erinnert. 

2.6.5 Alternierende Telearbeit  

Die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben (Work-Life-Balance) ist der häufigste Grund, 
weshalb Arbeitszeit insbesondere von Frauen reduziert wird, die dann wiederrum mitunter 
finanzielle Gehalts- und Pensions- bzw. Renteneinbußen hinnehmen müssen. Allen Beschäf-
tigten soll es durch die Entwicklung innovativer Arbeitsmodelle ermöglicht werden, ihre be-
ruflichen und privaten Verpflichtungen zu vereinbaren ohne zwangsläufig die Arbeitszeit in 
erheblichem Maße zu reduzieren. 

Telearbeit nach § 94 HmbPersVG ermöglicht eine größere Flexibilität und Zeitsouveränität im 
Vergleich zum Arbeiten im Büro und führt somit zu einer besseren Vereinbarkeit von berufli-
chen und privaten Verpflichtungen.  

Die Anzahl der Telearbeitsplätze konnte in der BSB wie folgt gesteigert werden. 

Telearbeit Übersicht BSB 2001 – 2015 

Jahr m w insgesamt 

2001 0 6 6 

2002 0 8 8 

2003 2 9 11 

2004 3 11 14 

2005 3 13 16 

2006 3 13 16 

2007 4 16 20 

2008 4 17 21 

2009 5 21 26 

2010 8 21 29 

2011 11 22 33 

2012 13 26 39 

2013 16 27 43 

2014 16 31 45 

2015 10 35 45 

2016 16 45 61 

 Quelle: V 413-3 Auswertung 

Die Tabelle zeigt, dass die Anzahl der Telearbeitsplätze kontinuierlich gestiegen ist. Telear-
beit wird vorwiegend von Frauen wahrgenommen.  

Seit 2015 ist es den Beschäftigen möglich, an vier Stichtagen im Jahr Telearbeit zu beantra-
gen. Das Verfahren ist verschlankt und die Anträge sind modernisiert worden. Auch wurde 
entschieden, die jährliche Anzahl der neu einzurichtenden Telearbeitsplätze von drei auf zwölf 
Plätze jährlich zu erhöhen. Auf das neue Angebot haben die Beschäftigten in hohem Maße 
reagiert. Es sind in drei Durchgängen insgesamt 28 Anträge zur besseren Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie gestellt worden, die alle (abweichend von den ursprünglich geplanten 
12 Telearbeitsplätzen) bewilligt worden sind. 
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Dadurch kann flexibler auf sich verändernde private Lebensumstände, die zwingend mit der 
Berufstätigkeit in Einklang gebracht werden müssen, reagiert werden. Im Juli 2011 lag die 
BSB im Behördenvergleich an 5. Stelle von insgesamt 36 Organisationseinheiten.23 Ein weite-
rer Ausbau ist für die kommenden Jahre geplant. 

Telearbeit beinhaltet jedoch gleichzeitig die Notwendigkeit eines Umdenkens. Vorgesetzte 
sollten ihren Fokus auf die Qualität der Arbeitsergebnisse richten und nicht auf die Dauer der 
Anwesenheit der Beschäftigten vor Ort, so dass Frauen die überwiegend das Instrument der 
Telearbeit nutzen, keine beruflichen Nachteile erleiden müssen. 

Denkbar ist, dass Führungskräfte die gelegentliche Arbeit außerhalb des Büros auch ohne 
vorhandene PC-Ausstattung (Dienst an einem anderen Ort) erlauben.  

Aufgrund der gesunkenen Kosten bezüglich der erforderlichen technischen Ausstattungsge-
genstände wird das Angebot an Telearbeit wie oben beschrieben ausgeweitet.  

 

2.7  Fluktuationsanalyse  
 

Altersfluktuation von Beschäftigten in den Ämtern und Dienststellen 

in den Jahren 2017 – 2020 

  m w gesamt Frauenanteil 

Laufbahngruppe 1 Einstiegsamt 1 2 2 4 50 % 

Laufbahngruppe 1 Einstiegsamt 2 11 27 38 71 % 

Laufbahngruppe 2 Einstiegsamt 1 16 25 41 61 % 

Laufbahngruppe 2 Einstiegsamt 2 26 40 66 61 % 

Summe 55 94 149 63 % 

Quelle: BO, Stand 12/2015, nur unbefristet Beschäftigte 

    

Die bereichsübergreifende Auswertung zeigt die personellen Abgänge aus Altersgründen für 
den Gültigkeitszeitraum dieses Gleichstellungsplanes. Die Zahlen passen zum aktuell durch-
schnittlichen Frauenanteil von 66,2 %24 in den Ämtern und Dienststellen. Die Herausforderung 
wird darin bestehen, die Ausgewogenheit bei der Verteilung der Geschlechter zu halten bzw. 
im Bereich der Laufbahngruppe 1, Einstiegsamt 2 herzustellen. Dies sollte einerseits durch 
die Fortführung erfolgreicher Maßnahmen für beide Geschlechter bzw. die Entwicklung ge-
schlechterspezifischer Maßnahmen erfolgen, wenn dies angezeigt ist. 

  

                                                 

 
23

 Finanzbehörde: Bericht über die Entwicklung der Telearbeit 2001 – 2011, Juli 2011 
24

 Stand: 31.12.2015 



 

Behörde für Schule und Berufsbildung 
Gle ichste l lungsplan 2017 -  2020 

 

32 
 

3. Oberziele und allgemeine Maßnahmen 

3.1 Umsetzung des Hamburgischen Gleichstellungsgesetzes 
In der Umsetzung des Hamburger Gleichstellungsgesetzes ist es erforderlich die folgenden 
Ziele zu verfolgen: 

Abbau von Unterrepräsentanz in den einzelnen Bereichen 

 Über das Controlling sind Unterrepräsentanzen zu ermitteln und nach den vorgegebe-
nen Verfahren des Gesetzes in Auswahlverfahren zu berücksichtigen. 

Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

 Es geht darum, die vielfältigen Ansätze der BSB, die in der Vergangenheit schon um-
gesetzt worden sind, weiter zu professionalisieren und voranzutreiben. Ziel hierbei ist 
es, eine attraktive Arbeitgeberin zu sein, die qualifizierte Arbeitskräfte gewinnt. 

Grundsätzliche Ausschreibung von Stellen in Teilzeit 

 Das Thema Teilzeit ist in diesem Gleichstellungsplan als Schwerpunktmaßnahme im 
Handlungsfeld „Arbeitsformen und -zeiten“ erläutert. Rechtliche Rahmenbedingungen und 
Veränderung der Abläufe sind in der Personalabteilung zu klären und abzustimmen. 

Paritätische Besetzung von Auswahlkommissionen 

 Parität in Auswahlkommissionen ist zum einen organisatorisch umzusetzen und zum an-
deren den Führungskräften als Aufgabe nahe zu bringen. Es wird im Handlungsfeld „Per-
sonalgewinnung und -ausbildung“ inhaltlich umgesetzt werden. 

3.2 Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
Vor einer großen Herausforderung stehen Eltern bei plötzlich auftretender fehlender Kinder-
betreuung. Die aktuell vom Personalamt organisierte Kinder-Notfallbetreuung in Kitas wird in 
der BSB von den Beschäftigten nicht genutzt. Daher soll mittels einer Bedarfserhebung bei 
den Beschäftigten geklärt werden, ob und wie die Arbeitgeberin bei dem Thema Kinderbe-
treuung (auch bei plötzlich auftretendem Wegfall dieser) unterstützend tätig werden kann. 

3.3 Information über die berufliche Gleichstellungsförderung 
Das Referat V 41 hat schon in den vergangenen Jahren umfangreiche und informative Intra-
netseiten für Beschäftigten und Führungskräfte zu Themen der Gleichstellungsförderung 
erarbeitet und veröffentlicht. Diese werden regelmäßig aktualisiert. 

3.4 Weiterentwicklung von genderspezifischen Kennzahlen 
Die Weiterentwicklung der genderspezifischen Kennzahlen wird mit allen relevanten Akteu-
rinnen und Akteuren in der BSB erfolgen. 

3.5 Festlegung von Zielen und Zielvorgaben  
In den Gleichstellungsplänen sind laut § 16 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 4 HmbGleiG Ziele und Ziel-
vorgaben bezogen auf das jeweils unterrepräsentierte Geschlecht für die strategisch wichti-
gen Bereiche festzulegen. Gleichzeitig sind die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele im 
Gleichstellungsplan aufzuführen.  

Auf den folgenden Seiten werden die Zielzahlen der BSB aufgeführt und erläutert. 
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Zielwert 1:  Abbau der Unterrepräsentanz männlicher Beschäftigter in der Laufbahn-
gruppe 1, Einstiegsamt 2 (L1 E2) im Bereich Amt V mit der Steigerung des 
Männeranteils in L1 E2 von 23,5 % auf 28,9 %  

Tabelle 1: Verteilung der Geschlechter in der L1 E2 im Amt V zum Stichtag 31.12.2015 

 
Bezahlgruppe 

männliche  
Beschäftigte L1 E2 

weibliche  
Beschäftigte L1 E2 

absolut in % absolut in % 

E 5-E 8  / A6-A9 35 23,5 114 76,5 

Tab. 1 Quelle: Auswertung V 411-1 / V 413-2 zum 31.12.2015 

Die prozentuale Verteilung der Geschlechter in der Laufbahngruppe 1 bezahlgruppen-
übergreifend stellt sich wie folgt dar:  
23,5 % Männer (35 Personen) gegenüber 76,5 % Frauen (114 Personen). Es sind also mehr 
als ¾ aller Beschäftigten im Amt V in der LG 1, EA 2 weiblich, in den Spitzenämtern (A8-
9/E8) sogar fast 85 % (von 91 Stellen sind 77 mit Frauen besetzt). 
 

Tabelle 2: Fluktuation 2017 bis 2020 Amt V: altersbedingte Abgänge in der L1 E2 

Bezahlgruppen  männlich weiblich 

A8-A9 / E 8 2 10 

A6-A7  / E5-E 7 3 5 

Gesamt 5 15 

Quelle: Auswertung V 411-1 / V 413-2 zum 31.12.2015 

Ziel und Zielwert 

2/3 der insgesamt 20 frei werdenden Stellen sollen mit Männern nachbesetzt werden 
(d.h. Neubesetzung von 13  Stellen mit Männern und von 7 Stellen mit Frauen), so dass 
sich nach 2020 folgende Verteilung ergibt:  

 statt bisher 35 künftig 43 männliche Personen;  
 statt bisher 114 künftig 106 weibliche Personen. 

Der jetzige Anteil männlicher Beschäftigter würde von 23,5 % auf 28,9 % gesteigert. 

Ergänzende Maßnahmen 

Dieses Ziel soll mit folgenden Maßnahmen unterstützend verfolgt werden: 

 Unterrichtung aller für Stellenausschreibungen Verantwortlicher über diesen Zielwert  

 Entwicklung von standardisierten motivationsfördernden Textelementen in Stellen-
ausschreibungen 

 Zusammenarbeit mit der Ausbildungsleitung mit dem Ziel, bevorzugt männliche 
Nachwuchskräfte für die BSB zu gewinnen und sie ggf. auf Übernahmestellen zu plat-
zieren. 

 
Folgende Rahmenbedingungen erschweren den Abbau der Unterrepräsentanz für die 
BSB: 

 Nachwuchskräfte werden in zentraler Verantwortung des ZAF rekrutiert / eingestellt 

 Die BSB hat keinen direkten Einfluss auf gendergerechte Nachwuchskräftegewinnung 

 Die Attraktivität der Laufbahngruppe 1 ist für Männer offensichtlich gering  
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Zielwert 2:   Abbau der Unterrepräsentanz weiblicher Beschäftigter in Führungs-
positionen A 12 / E 12 mit der Steigerung des Frauenanteils in Führungs-
funktionen  von 26,3 % auf 31, 6 % im Bereich im Amt V  

Tabelle 3:  Verteilung der Geschlechter in der Laufbahngruppe 2, Einstiegsamt 1 mit 
          Betrachtung der darunterliegenden Bezahlgruppen zum Stichtag 31.12.2015 

Bezahlgruppen 
männlich weiblich 

absolut in % absolut in % 

A 12 / E 12 
mit Führung 

14 73,7 5 26,3 

A 9 – A 11  / E 10-E 11 
mit und ohne Führung 

47 46,5 54 53,5 

Quelle: Auswertung V 411-1 / V 413-2 zum 31.12.2015 

 
Nur ein Viertel aller Führungspositionen mit der Besoldung A 12 / E 12 sind mit Frauen 
besetzt. Folgende andere Betrachtung zeigt ebenfalls ein deutliches Missverhältnis: 
Führungspositionen mit A 12 / E 12  im Bereich aller Ämter und Dienststellen sind zu fast 
¾ mit Männern besetzt, obwohl sie in den darunter liegenden Bezahlgruppen knapp weni-
ger als die Hälfte  vertreten sind. 
Frauen sind nur mit ¼  mit A 12 / E 12 in Führungspositionen vertreten; ihr Anteil in den 
darunter liegenden Bezahlgruppen liegt allerdings bei etwas über 50 %.  

Tabelle 4:  Fluktuation 2017 bis 2020 Amt V:  
      altersbedingte Abgänge in Führungspositionen A 12 / E 12 

Bezahlgruppe  männlich weiblich 

A 12 / E 12 1 3 

Quelle: Auswertung V 411-1 / V 413-2 zum 31.12.2015 

 

Ziel und Zielwert 

Innerhalb des Gültigkeitszeitraumes des Gleichstellungsplanes werden insgesamt 4 Per-
sonen altersbedingt ihren Dienst beenden. Alle diese vier freiwerdenden Positionen sol-
len möglichst durch Frauen nachbesetzt werden.  
Dies entspricht einem Zielwert von 31,6 % weiblicher Beschäftigter in Führungsverant-
wortung mit der Besoldungsgruppe A12 / Entgeltgruppe E 12 und einer Steigerung des 
bisherigen Wertes von 26,3 % um 5,3 Prozentpunkte, siehe Tabelle 3. 
 

Ergänzende Maßnahmen 

Dieses Ziel soll neben den bereits im Gleichstellungsplan aufgeführten mit folgenden wei-
teren  Maßnahmen unterstützend verfolgt werden: 

 Unterrichtung aller für Stellenausschreibungen Verantwortlicher über diesen Zielwert  

 Entwicklung von standardisierten motivationsfördernden Textelementen in Stellen-
ausschreibungen 

 bei Potentialträgerinnen Thematisierung in MAVGs  und Motivation zur Bewerbung 
durch die Führungskräfte  
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Zielwert 3:      
Bestehende geschlechtergerechte Verteilung der  Beschäftigten mit und ohne Führungs-
verantwortung in der Laufbahngruppe 2, Einstiegsamt 1 (L2 E1) im Bereich aller Ämter 
und Dienststellen  (ohne HIBB) mit dem Ziel eine Parität der Frauen und Männeranteile 
(mit/ohne Führung) in Spitzenpositionen A 12-A 13 / E 12 sicherzustellen 

Tabelle 5: Verteilung der Geschlechter in Bezahlgruppen  L2 E1 in allen Ämtern und 
Dienststellen zum Stichtag 31.12.2015 

Bezahlgruppen 
männlich weiblich gesamt 

absolut in % absolut in % absolut in % 

A 12 – A 13  / E 12 41 55,4 33 44,6 74 100 

A 9 – A 11  / E 10-E 11 104 36,2 183 68,8 287 100 

Quelle: Auswertung V 411-1 / V 413-2 zum 31.12.2015 

Die Verteilung der Geschlechter in den Spitzenämtern der Laufbahngruppe 2, EA 1 weist 
im Sinne des HmbGleiG, also formal keine Unterrepräsentanz aus (Geschlechtervertei-
lung mindestens 60:40). Das Geschlechterverhältnis in den darunter liegenden Besol-
dungs- bzw. Entgeltgruppen liegt bei nahezu 30:70. 

Tabelle 6: Fluktuation 2017 bis  2020 (mit/ohne Führung): altersbedingte Abgänge 

Bezahlgruppen männlich weiblich 

A 12 – A 13 / E 12 5 2 

A 9 – A 11 / E 10- E11 11 24 

Gesamt  16 26 

Tab. 7 Quelle: Auswertung V 411-1 / V 413-2 zum 31.12.2015 

Ziel und Zielwert 

Vor dem Hintergrund, dass in den unter A12/A 13 bzw. E 12 liegenden Besoldungs- bzw. 
Entgeltgruppen das Geschlechterverhältnis nahezu 30:70 beträgt, ist eine 60:40-
verteilung bei Führungskräften unbefriedigend. Insofern ist anzustreben, den Frauenanteil 
unter Führungskräften mit dem Ziel einer echten paritätischen Verteilung (50:50) auszu-
bauen. Dies wird erreicht, wenn 6 der insgesamt 7  in 2017 bis 2020 frei werdenden Spit-
zenpositionen mit Frauen besetzt werden. Folgende Verteilung wird angestrebt: 

Bezahlgruppen 
männlich weiblich gesamt 

absolut in % absolut in % absolut in % 

A 12 – A 13  / E 12 37 50 37 50 74 100 

Dies entspricht einem Zielwert von 50 % Frauen- und Männeranteil in den Spitzenpositio-
nen der LG2, EG1. Jeweils 37 Positionen wären dann Männern und Frauen besetzt. 

Ergänzende Maßnahmen 

Dieses Ziel soll neben den bereits im Gleichstellungsplan aufgeführten mit folgenden 
Maßnahmen unterstützend verfolgt werden: 

 Unterrichtung aller für Stellenausschreibungen Verantwortlicher über diesen Zielwert  

 Entwicklung von motivationsfördernden Textelementen in Stellenausschreibungen 

 bei Potentialträgerinnen Thematisierung in MAVGs und Motivation zur Bewerbung 
durch die Führungskräfte 

B-Besoldung  

Derzeit sind in der BSB von neun Positionen der B- Besoldung sieben mit Männern be-
setzt. Im Zeitraum 2017-2020 scheiden altersbedingt voraussichtlich vier Männer in die-
ser Besoldungsgruppe aus dem aktiven Dienst aus. Von daher werden geeignete Maß-
nahmen ergriffen, um der Unterrepräsentanz von Frauen in herausgehobenen Führungs-
positionen entgegenzuwirken.  
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4. Zusammenfassung, Umsetzung und Ausblick 

4.1 Realisierung 
In vorangegangenen Kapitel sind Maßnahmen vorgeschlagen worden, die in den Ämtern und 
Dienststellen in den kommenden 4 Jahren bis zur Fortschreibung dieses Gleichstellungsplans 
durch das Sachgebiet V 413 angestoßen und intensiv begleitet werde+n. Zum Teil handelt es 
sich um Maßnahmen, die bereits implementiert sind und nun weiter verfolgt bzw. verändert 
werden sollen, zum Teil handelt es sich um die Einführung neuer Maßnahmen für die Gleich-
stellung der Beschäftigten in der Behörde. 

Zuständig für die Umsetzung der Maßnahmen zur Gleichstellungsförderung sind alle Vor-
gesetzten mit Personalverantwortung! Sie werden dabei von V 413 unterstützt. Eine erfolg-
reiche Umsetzung erfordert jedoch ebenso die Unterstützung aller Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. Denn nur, wenn die Gleichstellungsförderung von allen angenommen und getragen 
wird, lassen sich bestehende Strukturen verändern. 

4.2 Geltungszeitraum 
Der Gleichstellungsplan tritt am 01.01.2017 in Kraft und hat bis zum 31.12.2020 Gültigkeit. 

4.3 Fortschreibung 
Nach dem Gleichstellungsgesetz ist der Gleichstellungsplan fortzuschreiben. 

Unabhängig von dem festgelegten Zeitraum von vier Jahren wird dieser Gleichstellungsplan 
im Rahmen der Umsetzung laufend fortgeschrieben, und zwar dann, wenn neue Rahmenbe-
dingungen und Entwicklungen innerhalb der BSB bzw. die Erfolgsanalysen der einzelnen Maß-
nahmen es erfordern. 
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4.4 Zusammenfassung Ziele und Maßnahmen 
Handlungsfeld: Personalgewinnung und –ausbildung 

Anlass Ziel Teilschritte/Maßnahmen Beteiligte 
Zeit-

rahmen 
Evaluation 

Aufgabe 1: Verbesserungen in der Ausschreibungspraxis 

Der Anteil von Frauen und 
Männern entspricht nicht in 
allen Besoldungs- und Ent-
geltgruppen den Vorgaben 
des Gleichstellungsgesetzes. 
Die demographische Entwick-
lung bietet ein Instrument der 
Steuerung.  

Die Attraktivität der BSB als 
Arbeitgeberin (insbesondere in 
Bezug auf Vereinbarkeit von 
privater Lebensgestaltung und 
Beruf) wird im Kontext von 
Stellenausschreibungen erhöht. 
Die Anzahl der eingegangenen 
Bewerbungen, insbesondere 
von Frauen ist gestiegen. 

 Festlegung von Standards und 
qualitätssichernden Maßnahmen 
im Zuge von Personalauswahl-
verfahren 

V 413-2, 
V 432, V 43 

V 413-2 
V 432, 
V 439, V 43 

 

ab 2017 Anzahl der eingegange-
nen Bewerbungen (ge-
staffelt nach Lohn-, Ge-
haltsgruppen) 

 

Aufgabe 2: Geschlechtersensible Ausgestaltung von Personalauswahlverfahren 

Das HmbGleiG verlangt in der 
Gesetzesbegründung zu § 8, 
dass die Dienststelle darauf 
hinwirkt, Mitglieder von Aus-
wahlkommissionen zur ge-
schlechtersensiblen Ausge-
staltung von Personalaus-
wahlverfahren zu schulen. 

Die Mitglieder von Auswahl-
kommissionen haben ein Be-
wusstsein für die möglichen 
Unterschiedlichkeiten der Ge-
schlechter entwickelt und füh-
ren Personalauswahlverfahren 
gendergerecht durch. 

 

 Entwicklung von Instrumenten 
für eine standardisierte Perso-
nalauswahl unter Berücksichti-
gung von Genderaspekten zur 
Unterstützung von Personal-
auswahlgremien 

 Integration des Themas in 
Fortbildungen für Mitglieder 
von Auswahlkommissionen 
bzw. insbesondere für Füh-
rungskräfte 

V 413-2, 
V 432 

V 412-1 
i. Z. m. ZAF 

ab 2017 Auswertung der Rück-
meldungen in den Aus-
wahlvermerken 
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Handlungsfeld: Berufliche Entwicklung und Fortbildung 

Anlass Ziel Teilschritte/Maßnahmen Beteiligte 
Zeit-

rahmen 
Evaluation 

Aufgabe 1: Erhöhung des Frauenanteils in Führungspositionen 

Der Anteil von Frauen ent-
spricht nicht in allen Besol-
dungs- und Entgeltgruppen 
den Vorgaben des Gleichstel-
lungsgesetzes. 

Erhöhung des Frauenanteils in 
den höchsten Führungspositio-
nen und den betreffenden Be-
soldungs- und Entgeltgruppen  

 

 

 Einführung von standardisier-
ten motivationsfördernden 
Textelementen in Stellenaus-
schreibungen, insbesondere 
denen mit Führungsverantwor-
tung 

 Bedarfserhebungen in der Ziel-
gruppe mit Klärung, welche Un-
terstützungsangebote zur 
Übernahme einer Führungspo-
sition Akzeptanz finden 

 

V 413-2, 
V 413,  

V 413-2 

 

ab 2017 Anzahl Führungskräfte 
nach Geschlecht gesamt 
im Abgleich mit dem An-
teil weiblicher Beschäf-
tigter in der jeweils nied-
rigeren Besoldungs- oder 
Entgeltgruppe 

 

Anzahl Führungskräfte 
nach Geschlecht in den 
Bezahlgruppen E 15, 

A 16, B-Besoldungen 

Aufgabe 2: Förderung des Führungsnachwuchs 

In der BSB sollen individuelle 
Vorstellungen über den beruf-
lichen Werdegang und Ent-
wicklungsmöglichkeiten stär-
ker unterstützt und begleitet 
werden – auch im eigenen 
Interesse um geeignete Füh-
rungskräfte zu finden und zu 
fördern. 

Klärung und Unterstützung von 
Frauen und Männern bei ihren 
beruflichen Wegen 

 Coaching-Gruppen für Füh-
rungsnachwuchs (Stellvertre-
tungen, mittleres Management) 
mit dem Ziel der Vernetzung 

oder 

 Pilot „Mentoring für weibliche 
Führungsnachwuchskräfte in 
der Verwaltung“. 

 
V 413, 
V 413-1, 
V 413-2 

ab 2018 
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Handlungsfeld: Arbeitsformen und -zeiten 

Anlass Ziel Teilschritte/Maßnahmen Beteiligte 
Zeit-

rahmen Evaluation 

Aufgabe 1: Sensibilisierung für Konsequenzen der Teilzeitbeschäftigung 

Überwiegend Frauen arbeiten 
in Teilzeit und sind von finan-
ziellen Einschränkungen be-
troffen 

Bewusstsein für Konsequenzen 
von Teilzeitarbeit bei den Be-
schäftigten und Führungskräf-
ten stärken 
 

 Sensibilisierung der Beschäftig-
ten, zu langfristigen Folgen von 
Teilzeit für Pension/Rente über 
die zielgruppengerechte Orga-
nisation von Informations- und 
Aufklärungsveranstaltungen 

 Entwicklung von Maßnahmen in 
der BSB zur Umsetzung von 
§ 14 HmbGleiG  

V 413-2 

 
anlassbe-
zogen 

ab 2018 

 

Entwicklung der Anteile 
von Frauen und Männern 
in Teilzeit nach Umfang 
(weniger, genau, mehr als 
die Hälfte der regelmäßi-
gen Arbeitszeit)  

Anzahl der Teilnehmer/-
innen an Veranstaltungen 
als Indikator, ob Thema ins 
Bewusstsein gerückt ist 

Aufgabe 2: Bindung und Kontakt zur BSB während der Beurlaubungsphase erhalten 

Beurlaubte können derzeit 
lediglich über Kolleginnen / 
Kollegen Informationen zu 
aktuellen Entwicklungen in der 
BSB erhalten. Da überwiegend 
Frauen in der Beurlaubung 
sind bedeutet dies eine Be-
nachteiligung bei der Rück-
kehr. 

Zugang zu internen Informatio-
nen der BSB ermöglichen 

 Information von Führungskräften 
und Beurlaubten zu Unterstüt-
zungsangeboten von V 413 im 
Rahmen eines Pilotprojektes 

 Aufbau einer Intranetplattform 
für Beurlaubte, wenn externer 
Zugang technologisch möglich 
geworden ist 

 Männer sollen motiviert werden, 
Elternzeit zu nehmen und gerech-
tere Arbeitsmodelle als Eltern-
paare zu entwickeln 

V 413-2, 
V 43 

 

ab 2019 Versand eines Feedback-
fragebogens an Beschäf-
tigte nach deren Rück-
kehr  

Stichtagsbefragung 
1 x jährlich  
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Oberziele und allgemeine Maßnahmen 

Anlass Ziel Teilschritte/Maßnahmen Beteiligte 
Zeit-

rahmen Evaluation 

Aufgabe 1: Umsetzung des Hamburger Gleichstellunggesetzes (HmbGleiG) 

Die Vorgaben und Zielsetzun-
gen des neuen HmbGleiG 
müssen in die Verwaltungsab-
läufe integriert und deren 
Umsetzung begleitet werden.  

 

Nachhaltige Umsetzung und 
Etablierung des HmbGleiG. 

1. Informationen: 

 Umfassende Bereitstel-
lung/Erfassung von statisti-
schen Daten für den Gleichstel-
lungsplan 

2. Gleichstellungsbeauftragte: 

 Abstimmung, Umsetzung und 
Weiterentwicklung des Interes-
sensbekundungsverfahrens der 
GB-V 

3. Personalauswahl 

4. Aktive Teilnahme im AK – 
Gleichstellung 

5. Beratungen zum HmbGleiG 

6. Sonstiges 

 

V 411 

V 413-2 

V 413-2 

 

laufend 

2018 

laufend 

Kontrolle der Zielvorga-
ben des Gleichstellungs-
gesetzes 
 
 
 zu Unterrepräsen-

tanz 
 Verbesserung Ver-

einbarkeit private 
Lebensgestaltung 
und Beruf 

 Ausschreibung in TZ 
 Parität. Besetzung 

Aufgabe 2: Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf  

Bei unvorhergesehenem Aus-
fall der Kinderbetreuung sind 
Eltern auf Unterstützung an-
gewiesen 

Entwicklung von geeigneten 
und bei Eltern akzeptierten 
Unterstützungsangeboten zur 
Kinderbetreuung 

Bedarfserhebung in der Zielgruppe 
und Entwicklung von geeigneten 
Modellen 

V 413-2 ab 2018 
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Anlass Ziel Teilschritte/Maßnahmen Beteiligte 
Zeit-

rahmen 
Evaluation 

Aufgabe 3: Interne Öffentlichkeitsarbeit zum Gleichstellungsplan 

Die Maßnahmen und Hinweise 
zur beruflichen Gleichstel-
lungsförderung den Beschäf-
tigten bekannter machen. 

Die Beschäftigten sind umfas-
sender über die berufliche 
Gleichstellungsförderung in-
formiert. 

 Aktualisierung und Anpassung 
der Informationen zur berufli-
chen Gleichstellungsförderung 
für neue Führungskräfte in der 
Einarbeitungsphase 

 Konzeption und Erstellung von 
neuen Intranetseiten 

V 413-2 

 

V 413-1, 
V 413-2, 
V 413-3 

laufend  

Aufgabe 4: Weiterentwicklung von genderspezifischen Kennzahlen 

Das Personalamt gibt vor, 
dass genderspezifische Kenn-
zahlen festgelegt werden 
müssen. 

Gendercontrolling 

 

 Abstimmung in der BSB, Erhe-
bung der Daten, Rückmeldung 
an das PA 

 Veröffentlichung der Daten im 
Sharepoint der BSB. 

V 411,  

V 21, V 4, V 

Auf Anfra-
ge des PA 

Haushaltsplan, 
Sharepoint der BSB 

5. Tabellenanhang 

Hinweis: 
Das Personalamt hat umfassende Auswertungsmöglichkeiten für Gleichstellungstabellen zur Verfügung gestellt. 
Da die BSB im Unterschied zu anderen Behörden schon seit 2004 Gleichstellungspläne erarbeitet und veröffentlicht hat, sind im Personalcontrol-
ling vielfältige, statistische Auswertungen zur Gleichstellung bereits vorhanden. 
Aus diesem Grund wird der „formale“ vom Personalamt geforderte Tabellenanhang vollständigkeitshalber nur an die Version angehängt, die das 
Personalamt erhält. 
Alle für die Gleichstellungsförderung in der BSB relevanten Statistiken und Auswertungen aus den Auswertungen des Personalamts sind in den 
ersten Teil dieses Gleichstellungsplans bereits eingebunden worden. 




